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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 14. Januar 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Sicher- 
stellung der Versorgung mit Erzeugnissen 
der Ernährungs- und Landwirtschaft sowie 
der Forst- und Holzwirtschaft 
(Ernährungssicherstellungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 251. Sitzung am 29. /30. November 
1962 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Ge- 
setzentwurf die als Anlage 2 beigefügte Stellungnahme be- 
schlossen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß 
das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Krone 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Sicherstellung der Versorgung mit Erzeugnissen der 
Ernährungs- und Landwirtschaft sowie der Forst- und 

Holzwirtschaft 

(Ernährungssicherstellungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Sicherstellung für Verteidigungszwecke 

(1) Um die für Zwecke der Verteidigung, insbe- 
sondere zur Deckung des Bedarfs der Zivilbevölke- 
rung und der Streitkräfte erforderliche Versorgung 
mit Erzeugnissen der Ernährungs- und Landwirt- 
schaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft (Erzeug- 
nisse) sicherzustellen, können durch Rechtsverord- 
nung Vorschriften erlassen werden über: 

1. den Anbau von Nutzpflanzen; 

2. die Gewinnung, die Herstellung, die Er- 
fassung, die Ablieferung, die Lieferung, 
den Bezug, die Zuteilung, die Verwen- 
dung, die Verlagerung, die zeitliche und 
räumliche Lenkung, die Bearbeitung, die 
Verarbeitung, die Verpackung und die 
Kennzeichnung der Erzeugnisse sowie 
die Haltung von Tieren; 

3. die Verwendung von landwirtschaftlichen 
Maschinen und Geräten, Treibstoffen, 
Brennstoffen, Düngemitteln, Pflanzen- 
schutzmitteln sowie sonstiger Betriebs- 
mittel für die land- und forstwirtschaft- 
liche Erzeugung; 

4. die Zuteilung von Waren der gewerb- 
lichen Wirtschaft, die ausschließlich als 
Betriebsmittel im Sinne von Nummer 3 
für die land- und forstwirtschaftliche Er- 
zeugung dienen oder zu diesem Zweck 
von den nach dem Gesetz über die 
Sicherstellung von Leistungen auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft so- 
wie des Geld- und Kapitalverkehrs zu- 
ständigen Behörden freigegeben worden 
sind; 

5. die Verwendung von Produktionsmitteln 
in Betrieben der Ernährungswirtschaft; 

6. die Veranlagung der Erzeuger zur Ablie- 
ferung; 

7. die Selbstversorgung; 

8. die Beschaffenheit der Erzeugnisse; 

9. das Verbot der gewerbsmäßigen Abgabe 
der Erzeugnisse für höchstens 48 Stun- 
den; 


10. die Festsetzung von Preisen, Kostenan- 
sätzen, Handelsspannen, Bearbeitungs- 
und Verarbeitungsspannen sowie Zah- 
lungs- und Lieferungsbedingungen für 
Erzeugnisse; 

11. die Verwaltung, die Aufrechterhaltung, 
die Umstellung, die Eröffnung, die Ver- 
lagerung und die Stillegung von Betrie- 
ben der Ernährungs- und Landwirtschaft 
sowie der Forst -und Holzwirtschaft. 

(2) Absatz 1 gilt nicht 

1. für die Bearbeitung, die Verarbeitung, die 
Verpackung, die Kennzeichnung, die Ver- 
lagerung, die Beschaffenheit, die Zutei- 
lung, die Lieferung, den Bezug und die 
Verwendung von Erzeugnissen der Ernäh- 
rungs- und Landwirtschaft, die ausschließ- 
lich zur Herstellung von Waren der ge- 
werblichen Wirtschaft dienen oder zu 
diesem Zweck von den nach diesem Ge- 
setz zuständigen Behörden freigegeben 
worden sind; 

2. für die Verarbeitung und die gewerbliche 
Verwendung von Erzeugnissen der Forst- 
und Holzwirtsdiaft sowie die Zuteilung 
und den Bezug solcher Erzeugnisse zum 
Zwecke der Verarbeitung oder gewerb- 
lichen Verwendung. 

§ 2 

Sicherstellung bei Versorgungskrisen 

(1) Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
bis 10 können auch erlassen werden, um für den 
Fall einer Versorgungskrise eine ausreichende Ver- 
sorgung mit Erzeugnissen der Ernährungs- und 
Landwirtschaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft 
sicherzustellen. 

(2) § 1 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 3 

Voraussetzungen und Grenzen der Sicherstellung 

(1) Rechtsverordnungen nach §§ 1 und 2 dürfen 
nur erlassen werden, 

1. um eine Gefährdung der Versorgung zu 
beheben oder zu verhindern oder um 
eine dringend notwendige Steigerung der 
Versorgungsleistungen zu erreichen und 
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2. wenn ihr Zweck durch marktgerechte 
Maßnahmen nicht, nicht rechtzeitig oder 
nur mit unverhältnismäßigen Mitteln er- 
reicht werden kann. 

(2) Die Rechtsverordnimgen sind auf das uner- 
läßliche Maß zu beschränken. Sie sind inhaltlich so 
zu gestalten, daß in die wirtschaftliche Betätigungs- 
freiheit der Beteiligten so wenig wie möglich ein- 
gegriffen und die Leistungsfähigkeit der Gesamt- 
wirtschaft möglichst wenig beeinträchtigt wird. 

§ 4 

Begriffsbestimmungen der Erzeugnisse 

(1) Erzeugnisse der Ernährungs- und Landwirt- 
schaft im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. die durch Bodenbewirtschaftung und Bo- 
dennutzung, insbesondere im Ackerbau, 
in der Grünlandwirtschaft, im Gemüse-, 
Obst-, Garten- und Weinbau, ferner durch 
Tierhaltung, Imkerei, Jagd oder Fischerei 
gewonnenen pflanzlichen und tierischen 
Erzeugnisse einschließlich der Tiere und 
die durch Be- und Verarbeitung hergestell- 
ten Nahrungs-, Genuß- und Futtermittel 
mit Ausnahme von Rohtabak und Tabak- 
erzeugnissen, Kaffee, Kaffeemitteln und 
Kaffee-Essenzen mit einem Gehalt an Kaf- 
fee oder Koffein; 

2. landwirtschaftliches Saat- und Pflanzgut 
einschließlich des Saat- und Pflanzguts des 
Gemüse-, Obst- und Gartenbaues und 

3. wildwachsende Nahrimgs- und Futter- 
mittel. 

(2) Erzeugnisse der Forst- und Holzwirtschaft im 
Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Rohholz und forstliche Nebenerzeugnisse, 
insbesondere Gerbrinde und Harz, 

2. Erzeugnisse des ersten Produktionsvor- 
gangs aus Rohholz und 

3. forstliches Saat- und Pflanzgut. 

§ 5 

Buchführungs- und Meldevorschriften 

(1) Durch Rechtsverordnung können zu den in 
§§ 1 und 2 genannten Zwecken Buchführungs- und 
Meldepflichten hinsichtlich der in § 4 genannten Er- 
zeugnisse sowie hinsichtlich der Leistungsfähigkeit 
von Betrieben der Ernährungs- und Landwirtschaft 
sowie der Forst- und Holzwirtschaft begründet wer- 
den. 

(2) § 1 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 6 

Vorratshaltung 

(1) Um eine Gefährdung der Versorgung mit Er- 
zeugnissen zu beheben oder zu verhindern oder um 
eine dringend notwendige Steigerung der Versor- 


gungsleistungen zu erreichen, können durch Rechts- 
verordnung für Betriebe der Ernährungs- und 
Landwirtschaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft 
Vorschriften über die Lagerung und die Vorratshal- 
tung der in § 4 genannten Erzeugnisse erlassen wer- 
den, soweit dies für die in §§ 1 und 2 bezcichneten 
Zwecke erforderlich ist. § 3 Abs. 2 ist anzuwenden. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Lagerung 
und Vorratshaltung von sächlichen Betriebsmitteln 
im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 3 durch land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe, Vereinigungen von 
Erzeugerbetrieben und Vereinigungen von Erzeu- 
gervereinigungen. 

§ 7 

Rechtsverordnungen von Bundesbehörden 

(1) Rechtsverordnungen nach §§ 1, 2, 5 und 6 er- 
läßt die Bundesregierung. Die Bundesregierung kann 
diese Befugnis durch Rechtsverordnung ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates auf den Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Bun- 
desminister) übertragen. 

(2) Rechtsverordnungen nach §§ 1, 5 und 6 er- 
läßt der Bundesminister, wenn 

1. der Eintritt des Verteidigungsfalles fest- 
gestellt ist (Artikel 59 a des Grundgeset- 
zes) , 

2. eine fremde bewaffnete Macht Feindselig- 
keiten gegen die Bundesrepublik eröffnet 
hat oder 

3. die Bundesregierung festgestellt hat, daß 
dies zur beschleunigten Herstellung der 
Verteidigungsbereitschaft der Bundesre- 
publik notwendig ist. 

(3) Rechtsverordnungen nach §§ 1 und 2 bedür- 
fen, vorbehaltlich § 9, nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. Rechtsverordnungen nach §§ 5 und 6 
bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates, 
wenn eine der Voraussetzungen des Absatzes 2 
vorliegt. 

(4) Der Bundesminister kann die ihm nach Ab- 
satz 2 zustehende Befugnis durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bimdesrates bedarf, 
auf das Bundesamt für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten übertragen. Das gleiche gilt für eine 
dem Bundesminister nach Absatz 1 Satz 2 übertra- 
gene Befugnis zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
nach § 1 oder nach §§ 5 und 6 für Zwecke des § 1. 

(5) Rechtsverordnungen des Bundesministers oder 
des Bundesamtes für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten nach § 1 Abs. 1 Nr. 10 ergehen im Einver- 
nehmen mit dem Biindcsminister für Wirtschaft. 

§ 8 

Rechtsverordnungen von Landesbehörden 

(1) Die Bundesregierung und der Bundesminister 
können die ihnen nach diesem Gesetz zustehende 
Befugnis zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach 
§ 1 und nach §§ 5 und 6 für Zwecke des § 1 durch 
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Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, auf die Landesregierung über- 
tragen und diese zur Weiterübertragung der Befug- 
nis ermächtigen. Der Bundesminister kann auch die 
ihm nach § 7 Abs. 1 Satz 2 übertragene Befugnis 
zum Erlaß solcher Rechtsverordnungen nach Maß- 
gabe des Satzes 1 weiterübertragen. 

(2) Der Bundesminister kann nach Absatz 1 die 
Befugnis zum Erlaß einer Rechtsverordnung nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 10 im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft übertragen. 

§ 9 

Geltungsdauer der Rechtsverordnungen 

(1) Rechtsverordnungen der Bundesregierung 
oder des Bundesministers nach § 1 treten spätestens 
sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft, 
es sei denn, daß sie mit Zustimmung des Bundes- 
rates erlassen worden sind. Ihre Geltungsdauer 
kann nur mit Zustimmung des Bundesrates verlän- 
gert werden. Rechtsverordnungen des Bundesamtes 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, der 
Landesregierungen oder der von den Landesregie- 
rungen ermächtigten Behörden nach § 1 treten spä- 
testens sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten 
außer Kraft. 

(2) Rechtsverordnungen nach § 2 treten späte- 
stens zwei Monate nach ihrem Inkrafttreten außer 
Kraft, es sei denn, daß sie mit Zustimmung des 
Bundesrates erlassen worden sind. Ihre Geltungs- 
dauer kann nur mit Zustimmung des Bundesrates 
verlängert werden. Sollen Rechtsverordnungen nach 
§ 2 länger als ein Jahr gelten, so bedarf es auch der 
Zustimmung des Bundestages. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden 
auf Rechtsverordnungen, die bei Eintritt einer der 
Voraussetzungen des § 7 Abs. 2 gelten oder danach 
erlassen werden. 

(4) Rechtsverordnungen auf Grund dieses Geset- 
zes sind aufzuheben, soweit ihre Fortgeltung für 
die Zwecke der §§ 1 und 2 nicht mehr erforderlich 
ist. 

§ 10 

Ausführung der Rechtsverordnungen 

(1) Rechtsverordnungen nach § 1 und Rechtsver- 
ordnungen nach §§ 5 und 6 für Zwecke des § 1 wer- 
den von den Ländern, Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden im Auftrag des Bundes ausgeführt. Die 
Rechtsverordnungen können vorsehen, daß sie in 
bundeseigener Verwaltung ausgeführt werden, so- 
weit dies für Zwecke des § 1 erforderlich ist. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für die §§ 14, 15, 
16, 17 und 18 dieses Gesetzes, soweit auf Grund 
dieser Vorschriften von den Behörden der Länder, 
Gemeinden oder Gemeindeverbänden Maßnahmen 
für Zwecke des § 1 ergriffen werden sollen. 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund des § 2 oder auf Grund der 
§§ 5 und 6 für Zwecke des § 2 erlassen worden 


sind, wenn eine der in § 7 Abs. 2 bezeichneten Vor- 
aussetzungen vorliegt und soweit die Rechtsverord- 
nungen auch Zwecken des § 1 dienen. 

(4) Soweit dieses Gesetz oder die auf Grund 
dieses Gesetzes ergangenen Rechtsverordnungen 
nach den Absätzen 1 bis 3 von den Ländern, Ge- 
meinden oder Gemeindeverbänden im Aufträge des 
Bundes ausgeführt werden, übt der Bundesminister 
die Befugnisse der Bundesregierung nach Artikel 85 
des Grundgesetzes aus. Der Bundesminister kann 
diese Befugnisse sowie seine Weisungsbefugnis 
nach Artikel 85 Abs. 3 des Grundgesetzes auf Bun- 
desoberbehörden übertragen. Allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften nach Artikel 85 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes bedürfen nicht der Zustimmung 
des Bundesrates, wenn eine der Voraussetzungen 
des § 7 Abs. 2 vorliegt oder die Verwaitungsvor- 
schriften die Ausführung von Rechtsverordnungen 
betreffen, die ohne Zustimmung des Bundesrates 
erlassen worden sind. 

(5) In Ländern, in denen in den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden für Auftragsangelegenheiten 
ein kollegiales Organ zuständig ist, tritt an dessen 
Stelle der leitende Verwaltungsbeamte der Ge- 
meinde oder des Gemeindeverbandes. 

(6) Rechtsverordnungen nach § 2 und Rechtsver- 
ordnungen nach §§ 5 und 6 für Zwecke des § 2 
werden von den Ländern als eigene Angelegenheit 
ausgeführt. Sie können vorsehen, daß sie vom Bun- 
desamt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
ausgeführt werden, soweit eine zentrale Bearbei- 
tung erforderlich ist. 

(7) Soweit nach Absatz 6 Rechtsverordnungen 
von den Ländern als eigene Angelegenheit ausge- 
führt werden, übt der Bundesminister die Befugnis 
der Bundesregierung nach Artikel 84 Abs. 2 des 
Grundgesetzes aus. 

(8) Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen nach §§ 1, 2, 5 und 6 umfaßt die Befugnis, 
zu bestimmen, welche Behörden mit Aufgaben zur 
Ausführung dieser Verordnungen betraut werden 
und daß bei diesen Behörden besondere Steilen für 
solche Aufgaben einzurichten sind. 

§ 11 

Verfügungen und Einzelweisungen 

(1) Rechtsverordnungen der Bundesregierung 
oder des Bundesministers können vorsehen, daß der 
Bundesminister zu ihrer Ausführung Verfügungen 
erläßt, wenn sich der zu erforschende Sachverhalt 
oder die Auswirkungen der zu regelnden Angele- 
genheit auf mehr als ein Land erstrecken und der 
Zweck der Rechtsverordnungen 

1. durch eine Weisung nach Artikel 85 
Abs. 3 des Grundgesetzes und durch Ver- 
fügungen der Landesbehörden oder 

2. durch eine Einzelweisung nach Absatz 2 
nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. 

(2) Die Bundesregierung kann zur Ausführung 
von Rechtsverordnungen nach § 2 Einzelweisungen 
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erteilen, wenn dies zum einheitlichen und plan- 
mäßigen Vollzug der Rechtsverordnungen geboten 
ist. 

§ 12 

Errichtung und Aufgaben des Bundesamtes 

(1) Als Bundesoberbehörde wird ein Bundesamt 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Bundes- 
amt) errichtet. Das Bundesamt untersteht dem Bun- 
desminister. 

(2) Dem Bundesamt obliegt 

1. die Durchführung der ihm durch Rechts- 
verordnungen auf Grund dieses Gesetzes 
übertragenen Aufgaben, 

2. die Mitwirkung bei der einheitlichen Pla- 
nung auf dem Gebiet der Ernährungs- 
sicherung, 

3. die Feststellung der Bestände, der Erzeu- 
gung und des Verbrauchs von Erzeugnis- 
sen der Ernährungs- und Landwirtschaft 
sowie der Forst- und Holzwirtschaft und 
die Feststellung der Produktionskapazität 
von Herstellern, Bearbeitern und Verar- 
beitern solcher Erzeugnisse, ausgenom- 
men die Feststellung der Produktionska- 
pazität von Verarbeitern der im § 4 Abs. 2 
genannten Erzeugnisse, 

4. die Aufstellung zentraler Versorgungs- 
und Bevorratungspläne, 

5. die Vorbereitung eines übergebietlichen 
Ausgleichs, 

6. eine Notstandsbevorratung an Lebens- 
und Futtermitteln nach Maßgabe der im 
Haushaltsplan des Bundes vorgesehenen 
Mittel. 

§ 13 

Mitwirkung der Einfuhr- und Vorratsstellen 

(1) Das Bundesamt bedient sich bei der Erfüllung 
der ihm übertragenen Aufgaben 

1. auf dem Gebiet der Getreide- und Futter- 
mittelwirtschaft der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Getreide und Futtermittel und 
der Mühlenstelle, 

2. auf dem Gebiet der Milch- und Fettwirt- 
schaft der Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Fette, 

3. auf dem Gebiet der Vieh- und Fleisch- 
wirtschaft der Einfuhr- und Vorratsstelle 
für Sdilachtvieh, Fleisch und Fleischer- 
zeugnisse, 

4. auf dem Gebiet der Zuckerwirtschaft der 
Einfuhrstelle für Zucker, 

5. auf den übrigen Gebieten der Außenhan- 
delsstelle für Erzeugnisse der Ernährung 
und Landwirtschaft. 

(2) Zur Durchführung der ihm übertragenen Auf- 
gaben kann das Bundesamt den in Absatz 1 genann- 
ten Stellen Weisungen erteilen. 


§ 14 

Mitwirkung von Vereinigungen 

(1) Die zuständige Behörde darf die Durchfüh- 
rung von einzelnen Aufgaben, die sie für Zwecke 
des § 1 auf Grund dieses Gesetzes oder auf Grund 
dieses Gesetzes erlassener Rechtsverordnungen zu 
erfüllen hat, auf Verbände, Zusammenschlüsse sowie 
Anstalten und Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, die Zwecken der Ernährungs- und Landwirt- 
schaft oder der Forst- und Holzwirtschaft dienen, 
mit deren Zustimmung übertragen. Sind Aufgaben 
nach Satz 1 übertragen worden, unterstehen die 
Verbände, Zusammenschlüsse sowie Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts insoweit der 
Aufsicht der zuständigen Behörde und sind an deren 
Weisungen gebunden. 

(2) Personen, die die von der zuständigen Be- 
hörde nach Absatz 1 auf Verbände, Zusammen- 
schlüsse sowie Anstalten und Körperschaften des 
öffentlichen Rechts übertragenen Aufgaben wahr- 
nehmen sollen, sind nach § 1 der Verordnung gegen 
Bestechung und Geheimnisverrat nichtbeamteter 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 35) zu verpflichten. 

§ 15 

Vorsorge 

Der Bund, die Länder, die Gemeinden und Ge- 
meindeverbände haben die organisatorischen, per- 
sonellen und materiellen Voraussetzungen zur 
Durchführung der Maßnahmen zu schaffen, die für 
die in § 1 Abs. 1 bezeichneten Zwecke erforderlich 
sind. 

§ 16 

Auskünfte 

(1) Die zuständige Behörde kann zur Durchfüh- 
rung der ihr durch Rechtsverordnung auf Grund 
dieses Gesetzes übertragenen Aufgaben von Per- 
sonen und nicht rechtsfähigen Personenvereinigun- 
gen die erforderlichen Auskünfte verlangen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend 

a) für die für die Ernährungs- und Landwirt- 
schaft sowie die Forst- und Holzwirtschaft 
zuständigen Behörden des Bundes und der 
Länder zur Vorbereitung der auf Grund 
des § 1 oder auf Grund der §§ 5 und 6 für 
Zwecke des § 1 zu erlassenden Rechtsver- 
ordnungen, 

b) für den Bundesminister zur Vorbereitung 
der auf Grund des § 2 oder auf Grund der 
§§ 5 und 6 für Zwecke des § 2 zu erlassen- 
den Rechtsverordnungen. Der Bundesmi- 
nister kann diese Befugnis durch Rechts- 
verordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, auf das Bundesamt 
und die Landesregierungen übertragen 
und die Landesregierungen zur Weiter- 
übertragung der Befugnis ermächtigen. 
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(3) Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften beauftragten Personen 
sind befugt, Grundstücke und Geschäftsräume des 
Auskunftspflichtigen zu betreten, dort Prüfungen 
und Besichtigungen vorzunehmen, Proben zu ent- 
nehmen und in die geschäftlichen Unterlagen des 
Auskunftspflichtigen Einsicht zu nehmen. Bei juristi- 
schen Personen und nichtrechtsfähigen Personen- 
vereinigungen haben die nach Gesetz, Satzung oder 
Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berufenen Per- 
sonen die verlangten Auskünfte zu erteilen und 
Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde 

(5) Die nach Absatz 1 bis 3 erlangten Kenntnisse 
und Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungs- 
verfahren oder ein Steuerstrafverfahren verwendet 
werden. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber den Finanz- 
ämtern gelten insoweit nicht. 

§ 17 

Entschädigung 

(1) Wird durch eine Maßnahme auf Grund dieses 
Gesetzes oder einer nach diesem Gesetz erlassenen 
Rechtsverordnung das Eigentum oder ein anderes 
dingliches Recht an einer Sache entzogen, ist eine 
Entschädigung in Geld zu gewähren. Das gleiche 
gilt für den nicht nur vorübergehenden Entzug des 
Gebrauchs, Mitgebraiichs oder sonstigen Nutzung 
einer Sache. Die Entschädigung bemißt sich nach 
dem für eine vergleichbare Leistung im Wirtschafts- 
verkehr üblichen Entgelt. Fehlt es an einer ver- 
gleichbaren Leistung oder ist ein übliches Entgelt 
nicht zu ermitteln, ist die Entschädigung unter ge- 
rechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit 
und der Beteiligten zu bemessen. 

(2) Zur Leistung dei' Entschädigung ist derjenige 
verpflichtet, der in der Rechtsverordnung oder in 
einer nach Maßgabe dieser Rechtsverordnung er- 
gangenen Verfügung als Begünstigter bezeichnet 
ist. Soweit ein Begünstigter nicht bezeichnet ist oder 
die Entschädigung von dem Begünstigten nicht er- 
langt werden kann, haftet der Bund. 

(3) Auf die Festsetzung einer Entschädigung und 
die Verjährung eines Anspruchs nach Absatz 1 sind 
die §§ 34, 49 bis 63, 65 des Bundesleistungsgesetzes 
entsprechend anzuwenden. Dabei treten an die 
Stelle der Anforderungsbehörden die Behörden, 
welche die Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 
angeordnet haben. 

§ 18 

Härteausgleich 

(1) Wird durch eine Maßnahme auf Grund dieses 
Gesetzes oder einer nach diesem Gesetz erlassenen 


Rechtsverordnung dem Betroffenen ein erheblicher 
Vermögensnachteil zugefügt, der nicht nach § 17 ab- 
zugelten ist, ist eine Entschädigung in Geld zu ge- 
währen, wenn und soweit dies zur Abwendung oder 
zum Ausgleich unbilliger Härten geboten erscheint. 

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der Bund 
verpflichtet. 

(3) § 17 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 19 

Zustellungen 

Für Zustellungen durch die Verwaltungsbehörden 
gelten die Vorschriften des Verwaltungszustellungs- 
gesetzes vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) 
in der Fassung des § 181 der Verwaltungsgerichts- 
ordnung vom 21. Januar 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 17) mit folgender Maßgabe: 

1. In dringenden Fällen kann, soweit eine Zustel- 
lung gemäß den §§ 3 bis 5 und 11 des Ver- 
waltungszustellungsgesetzes nicht möglich ist, 
die Zustellung auch durch schriftliche oder 
fernschriftliche, mündliche oder fernmündliche 
Mitteilung oder — auch wenn die Vorausset- 
zungen für eine öffentliche Zustellung nach 
§ 15 des Verwaltungszustellungsgesetzes nicht 
vorliegen — durch öffentliche Bekanntmachung 
in der Presse, im Rundfunk oder in einer son- 
stigen ortsüblichen und geeigneten Weise er- 
folgen. In diesen Fällen gilt die Zustellung mit 
dem auf die Bekanntgabe folgenden Tage als 
bewirkt. 

2. Zustellungen an Führer von Seeschiffen, Bin- 
nenschiffen und Luftfahrzeugen können auch 
durch Funkspruch vorgenommen werden. Eine 
Ausfertigung der Verfügung ist gleichzeitig 
dem Eigentümer oder Besitzer zu übermitteln. 

§ 20 

Rechtsmittelbeschränkung 

(1) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Verwaltungsakte, die auf Grund dieses Gesetzes 
für Zwecke des § 1 oder auf Grund einer auf § 1 
beruhenden Rechtsverordnung erlassen werden, 
haben keine aufschiebende Wirkung. Das gleiche 
gilt für Verwaltungsakte, die auf Grund einer 
Rechtsverordnung nach §§ 5 und 6 für Zwecke des 
§ 1 erlassen werden. 

(2) In einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren, 
das einen solchen Verwaltungsakt zum Gegenstand 
hat, sind die Berufung gegen ein Urteil und die Be- 
schwerde gegen eine andere Entscheidung des Ver- 
waltungsgerichtes ausgeschlossen. 

§ 21 

Kosten 

(1) Der Bund trägt die Kosten der Maßnahmen, 
die den Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbän- 
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den durch dieses Gesotz, durch die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen und all- 
gemeinen Verwaltungsvorschriften und durch Wei- 
sungen der zuständigen Bundesbehörden für Zwecke 
des § 1 vorgeschrieben werden; persönliche und 
sächliche Verwaltungskosten werden nicht über- 
nommen. Die Kosten einer Enteignung zu Gunsten 
eines Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeinde- 
verbandes sind vom Bund nicht zu erstatten. Die 
Kosten einer für Zwecke des § 2 erforderlichen 
Maßnahme fallen dem Träger der Aufgabe (§ 10 
Abs. 6) zur Last. 

(2) Die Ausgaben für die nach Absatz 1 vom 
Bund zu tragenden Kosten sind für Rechnung des 
Bundes zu leisten. Die damit zusammenhängenden 
Einnahmen sind an den Bund abzuführen. 

(3) Auf die für Rechnung des Bundes zu lei- 
stenden Ausgaben und die mit ihnen zusammenhän- 
genden Einnahmen sind die Vorschriften über das 
Haushaltsrecht des Bundes anzuwenden. Die für die 
Durchführung des Haushalts verantwortlichen Bun- 
desbehörden können ihre Befugnisse auf die zu- 
ständigien obersten Landesbehörden übertragen 
und zulassen, daß auf die für Rechnung des Bundes 
zu leistenden Ausgaben und die mit ihnen zusam- 
menhängenden Einnahmen die landesrechtlichen 
Vorschriften über die Kassen- und Buchführung der 
zuständigen Landes- und Gemeindebehörden ange- 
wendet werden. 

§ 22 

Zuwiderhandlung gegen Sicherstellungsmaßnahmen 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine Vor- 
schrift einer auf Grund der §§ 1, 2, 5 oder 6 erlas- 
senen Rechtsverordnung oder gegen eine auf Grund 
einer solchen Rechtsverordnung ergangene vollzieh- 
bare Verfügung verstößt, begeht eine Zuwiderhand- 
lung im Sinne des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954, so- 
weit die Rechtsverordnung für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Vorschrift verweist. 


§ 23 

Verletzung der Auskunftspflicht 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 16 

1. eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt 
oder 

2. die Duldung von Prüfungen oder Besichti- 
gungen, die Einsicht in geschäftliche Un- 
terlagen oder die Entnahme von Proben 
verweigert. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit keuin, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
zwanzigtausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu zehntau- 
send Deutsche Mark geahndet werden. 


§ 24 

Handeln für einen anderen 

(1) Die Straf- und Bußgcldvorschriften der §§ 22 
und 23 gelten auch für denjenigen, der als vertre- 
tungsberechtigtes Organ einer juristischen Person, 
als Mitglied eines solchen Organs oder als gesetz- 
licher Vertreter eines anderen handelt. Dies gilt 
auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Unternehmens oder eines Teiles des Unterneh- 
mens eines anderen beauftragt oder von diesem 
ausdrücklich damit betraut ist, in eigener Ver- 
antwortung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz 
oder die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen auferlegen. 

§ 25 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine 
nach den §§ 22 oder 23 mit Strafe oder Geldbuße 
bedrohte Handlung, so kann gegen den Inhaber 
oder Leiter des Unternehmens oder den gesetz- 
lichen Vertreter des Inhabers, gegen ein Mitglied 
des zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs 
einer juristischen Person oder einen vertretungs- 
berechtigten Gesellschafter einer Personenhandels- 
gesellschaft eine Geldbuße festgesetzt werden, wenn 
sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichtspflicht 
verletzt haben und der Verstoß hierauf beruht. 

(2) Die Höhe der Geldbuße beträgt 

1. im. Falle einer Zuwiderhandlung gegen 
§ 22 bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu zwanzigtausend Deutsche 
Mark, für fahrlässige Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu zehntausend Deutsche Mark; 

2. im Falle einer Zuwiderhandlung gegen 
§ 23 bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu zehntausend Deutsche 
Mark, bei fahrlässiger Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu fünftausend Deutsche Mark. 

§ 26 

Geldbuße gegen juristische Personen 
und Personenhandelsgesellschaften 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs einer juri- 
stischen Person oder als vertretungsberechtiger Ge- 
sellschafter einer Personenhandelsgesellschaft eine 
nach den §§ 22, 23 oder 25 mit Strafe oder Geld- 
buße bedrohte Handlung, so kann auch gegen die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft eine Geldbuße festgesetzt werden. 

(2) Ist eine Zuwiderhandlung nach § 22 began- 
gen worden, so beträgt die Geldbuße bis zu fünf- 
zigtausend Deutsche Mark, Ist eine Ordnungswi- 
drigkeit nach §§ 23 oder 25 begangen worden, so 
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ist die Geldbuße nach diesen Vorschriften zu be- 
stimmen. 

§ 27 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in 
seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftrag- 
ter einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes 
betrauten Stelle bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet, 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 28 

Zuständige Verwaltungsbehörde 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 

1. bei Zuwiderhandlungen gegen Verfügun- 
gen nach § 16 Abs. 1 bis 3, 

a) sofern sie von einer Bundesbehörde 
erlassen worden sind, der Bundesmi- 
nister, 

b) sofern sie von einer Landesbehörde 
erlassen worden sind, die zuständige 
oberste Landesbehörde oder die von 
der Landesregierung bestimmte Stelle; 

2. bei Zuwiderhandlungen gegen eine nach 
§§ 1, 2, 5 oder 6 erlassene Rechtsverord- 
nung oder gegen eine auf Grund einer 
solchen Rechtsverordnung ergangene Ver- 
fügung der Bundesminister oder die in der 
Rechtsverordnung bestimmte Behörde. 

(2) Die nach Absatz 1 zuständige Verwaltungs- 
behörde entscheidet auch über die Abänderung und 


Aufhebung eines rechtskräftigen, gerichtlich nicht 
nachgeprüften Bußgeldbescheides (§ 66 Abs. 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten). 

§ 29 

Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 

In § 1 des Gesetzes zur weiteren Vereinfachung 
des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz 
1954) vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 175), 
zuletzt geändert durch das Gesetz über die Sicher- 
stellung von Leistungen auf dem Gebiet der gewerb- 
lichen Wirtschaft vom 22. Dezember 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 785) in der Fassung des Verlänge- 
rungsgesetzes vom 30. Juni 1962 (Bundesgesetzbl. I 
S. 425), wird folgende Nummer 10 eingefügt: 

„10. § 22 des Gesetzes über die Sicherstellung 
der Versorgung mit Erzeugnissen der Er- 
nährungs- und Landwirtschaft sowie der 

Forst- und Holzwirtschaft vom 

(Bundesgesetzbl. IS....)". 

§ 30 

Einschränkung der Grundrechte 

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung (Artikel 13 des Grundgestzes) wird nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes und der auf ihm beruhenden 
Rechtsverordnungen eingeschränkt. 

§ 31 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt, mit Ausnahme des § 1, nach 
Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin, Rechtsverordnungen nach § 2 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes, soweit in diesen Rechtsverordnun- 
gen die Geltung in Berlin nicht ausdrücklich ausge- 
schlossen wird. Das gleiche gilt für Rechtsverord- 
nungen nach §§ 5 und 6, die für Zwecke des § 2 er- 
lassen werden. 

§ 32 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


L Allgemeines 

1. In einem Verteidigun'gsfall und auch «schon in 
Zeiten internationaler Spannungen, die oft 
einem Verteidigungsfall vorausgehen, muß eine 
geordnete Versorgung der Zivilbevölkerung und 
der Streitkräfte mit Erzeugnissen der Ernäh- 
rungs- und Landwirtschaft sowie der Forst- und 
Hölzwirtschaift sichergestellt «sein. 

Der vorliegende Entwurf dient diesem Zweck. Er 
soll die gesetzlichen Grundlagen schaffen, die 
[für eine etwa erforderlich werdende Umstellung 
der Ernährungs- und Landwirtschaft sowie der 
Forst- und Holzwirtschaft auf die ibesonderen Er- 
fordernisse eines Verteidigungsifalles notwendig 
sind, und die Bundesregierung in die Lage ver- 
setzen, Ibestimmte Maßnahmen rechtzeitig zu 
treffen. Hierzu ist die Bundesregierung auch als 
Partner des NATO-Bündnisses verpflichtet, da 
die Herstellung der Verteidigungsbereitschaft im 
zivilen Bereich eine notwendige Ergänzung der 
militärischen Verteidigungsanstrengungen dar- 
stellt. Entsprechende Gesetzentwürfe über die 
Sicherstellung von Leistungen auf dem Gebiet 
der gewerblidien Wirtschaft sowie des Geld- und 
Kapitalverkehrs (Wirtschaftssicherstellungsge- 
setz) und über die Sicherstellung des Verkehrs 
(Verkehrssicherstellungsgesetz) sind in Vorbe- 
reitung. Sie bilden mit dem von der Bundes- 
regierung dem Bundestag zugeleiteten Entwurf 
eines Gesetzes über den Zivildienst im Verteidi- 
gungsfall (Zivildienstgesetz) — ßundestags- 
Dru^sache IV/450 — Teil einer umfassenden 
Notstandsgesetzgebung. 

Der Entwurf ist in erster Linie als Ermächtigungs- 
gesetz von Bedeutung, weil nicht voraussehbar 
ist, welche Regelungen im Hinblick auf einen 
Verteidigungsfall erforderlich werden. Wie das 
geltende Wirtschaftssicherstellungsgesetz er- 
mächtigt der Entwurf die Bundesregierung zum 
Erlaß von wirtschaftslenkenden Maßnahmen. Die 
Schaffung einer solchen 'Ermächtigungsgrundlage 
ist unumgänglich, da die Bundesregierung keine 
ausreichende Handhabe besitzt, um im Falle 
eines äußeren Notstandes die Versorgung mit 
lelbens- und verteidigungawichtigen Nahmngs- 
gütern sicherzustellen. Gerade die Erfahrungen 
(zweier Weltkrie'ge haben gezeigt, wie vordring- 
lich es ist, diese Lücke zu schließen und damit 
den Weg für eine geordnete Steuerung der Ver- 
sorgung freizumachen. 

Die Bundesregierung ist zwar durch Mittel der 
Marktordnung — namentlich durch Einfuhren 
und Vorratshaltung — schon heute in der Lage, 
den Versorgungsablauf in gewissem Umfang zu 
lenken. Da die Versorgung der Bundesrepublik 
jedoch zum Teil von der Einfuhr wichtiger Nah- 


rungsgüter und von Holz abhängt, ist zu befürch- 
ten, daß diese Einfuhren bei Wirtschaftskrisen 
und anderen Spannungserscheinungen ganz oder 
zum Teil ausbleiben. Gegen den zeitweiligen 
Ausfall von Einfuhren schützt zwar auch die Vor- 
ratsbildung. Ihr sind jedoch aus Kosten- und 
Wälzungsgründen hinsichtlich Art und Menge 
Grenzen gesetzt. Ernste und lang anhaltende Ge- 
fährdungen sowie Störungen der Versorgung 
können auf diese Weise allein nicht behoben 
werden. Auch das Bundesleistungsgesetz in der 
Fassung vom 29. September 1961 — BGBl. I 
S. 1770 — bietet für diesen Fall keine geeignete 
Grundlage, da es nur Einzeleingriffe erlaubt, hin- 
gegen eine umfassende Bewirtschaftung, die 
beim Eintreten eines äußeren Notstandes unver- 
meidlich werden kann, nicht ermöglidit. 

Um diese Störungen zu beheben und um zu einer 
geordneten Verteilung zu gelangen, können Ein- 
griffe des Staates in den Wirtschaftsablauf erfor- 
derlich werden. Bei diesen Eingriffen wird es 
sich zunächst um die Erfassung der vorihandenen 
Nahrungsgüter handeln. Eine geplante Vertei- 
lung setzt ferner Maßnahmen zur Sicherstellung 
der Erzeugung und zur Regelung der Be- und 
Verailbeitung voraus. Der Entwurf enthält die 
erforderlichen Ermächtigungen. Er ermöglicht 
eine elastische Regelung, die je nach Bedarf und 
Lage von der bloß lenkenden Maßnahme bis zur 
völligen Bewirtschaftung reicht. 

Der Übergang zu einer Bewirtschaftung verlangt 
eine gewisse Anlaufzeit. Im Hinblick auf einen 
drohenden Verteidigungsfall wird es daher auch 
auf sofort wirksame Übergangsmaßnahmen an- 
kommen. Diese Maßnahmen müssen schon im 
Frieden vorbereitet sein. Die Vorbereitungen er- 
strecken «sich auf die Ermittlung des Bedarfs und 
der Möglichkeiten zur Deckung des Bedarfs so- 
wie auf Maßnahmen zur Sicherstellung des Be- 
darfs. Dazu gehören u. a. die Anlegung ausrei- 
chender Notstandsvorräte und die Vorbereitung 
eines Verteilungssystems. 

Zug um Zug mit der Vorbereitung dieser Maß- 
nahmen muß der Ausbau der Behörden erfolgen. 
Hier gilt es, zumindest den Rahmen der in einem 
Verteidigungsfall benötigten Verwaltungsorgane 
zu schaffen. 

Auf diese Weise wird es möglich «sein, die zu- 
ständigen Behörden rechtzeitig in die Aufgaben 
einzuweisen, die ihnen in einem Verteidigungs- 
fall erwachsen. 

2. Neben dem Erlaß von Rechtsverordnungen für 
Zwecke der Verteidigung sieht der Entwurf in 
§ 2 ein Verordnungsrecht vor, um auch im Falle 
einer Versorgungskrise aus anderen Gründen ge- 
eignete Maßnahmen ergreifen zu können. Der- 
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artige Störungen — z, B. als Folge von Uber- 
sdiwemmungen — treten, wie die Flutkatä- 
Strophe im norddeutschen Küstengebiet gezeigt 
hat, überraschend auf und können sich weit- 
gehend einer Bekämpfung mit marktgerechten 
Mitteln entziehen. Um ernste Versorgungs- 
'Störungen abzu/wenden oder zu beheben, kann 
ein rasches Eingreifen erforderlich werden. Dazu 
bedarf es in bestimmten Fällen einer Ermächti- 
gung, die der Bundesregierung die Befugnis zum 
Erlaß von iRechtsverordnungen einräumt. 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen zur Behebung von Versorgungskrisen 
gemäß § 2 und für Zwecke der Verteidigung ge- 
mäß § 1 Abs. 1 des Entwurfs erstrecken sich im 
wesentlichen auf die igleichen Sachgebiete. Für 
Zwecke der Verteidigung werden jedoch über 
die für beide Zwecke vorgesehenen Tatbestände 
hinaus in § 1 Abs. 1 Nr. 11 zusätzliche Lenkungs- 
bereiche erfaßt. 

3. Der Entwurf knüpft im übrigen weitgehend an 
die im geltenden Wirtschäftssicherstellungsgesetz 
für das Gebiet der gewerblichen Wirtschaft ge- 
troffenen Regelungen an unter besonderer Be- 
rücksichtigung der für die Versorgung mit Nah- 
rungsgütern und Holz bedeutsamen Bereiche. 

Die Ausgestaltung des Entwurfs als Ermächti- 
gungsgesetz vermeidet — laibgesehen von der Be- 
gründung einer Auskunftspflicht — jeden unmit- 
telbaren Eingriff in die Rechtssphäre des einzel- 
nen. Andererseits sieht der Entwurf Ermächti- 
gungen zur Anordnung solcher Eingriffe vor, da- 
mit jeder auf tretenden 'Krisensituation mit den 
im Einzelfall gebotenen Mitteln begegnet wer- 
den kann. Das Eingreifen in den Wirtschaftsab- 
lauf muß auf das unumgängliche Maß beschränkt 
bleiben und wird durch die Voraussetzungen und 
Grenzen der Ermächtigung zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen nach § 3 des Entwurfs, durch die 
zeitliche Begrenzung der Geltungsdauer der Ver- 
ordnungen nach § 9 Abs. 1 und 2 des Ehtwurfs 
und durch die in § 9 Abs. 4 des Entwurfs begrün- 
dete Verpflichtung zur Aufhebung von Rechts- 
verordnungen gewährleistet. Die Gesetzeszu- 
ständigkeit des Bundes ergibt sich aus Artikel 73 
Nr. 1 und Artikel 74 Nr. 11 und 17 des Grund- 
gesetzes. 


Mittel aus dem Programm der zivilen Notstands- 
planung der Bundesregierung bereits jetzt zur Ver- 
fügung (z. B. für Zwecke der Notstandsbevorratung). 
In welchem Umfange dem Bund für diese Zwecke 
künftig Mehrausgaben erwachsen, ist schwer abzu- 
schätzen. Sie werden wesentlich durch den jeweili- 
gen Stand der Notstandsplanung beeinflußt werden. 
Die Errichtung des Bundesamtes wird zwar mit zu- 
sätzlichen Verwaltungskosten verbunden sein. Die 
für das Bundesamt erforderlichen Kräfte sollen je- 
doch erst Zug um Zug nach Maßgaibe der anfallen- 
den Aufgaben eingestellt werden. Ob dabei auf Be- 
dienstete der Außenhandelsstelle für Erzeugnisse 
der Ernährung und Landwirtschaft zurückgegriffen 
werden kann, ist zur Zeit noch nicht zu übersehen 
und hängt weitgehend von der schrittweisen Ver- 
wirklichung des Gemeinsamen Marktes ab. 

Soweit die Durchführung des vorliegenden Entwurfs 
den Ländern, Gemeindeverbänden und Gemeinden 
obliegt, lassen sich diese Kosten nur annähernd 
schätzen. Hier wird es vorerst ausreichen, im Be- 
reich der Zentral-, Mittel- (Regierungs- und Verwal- 
tungs-) bezirke und Kreisinstanzen, d. h. in 11 Län- 
dern, 33 Regierungs- (Verwaltungs-)bezdrken sowie 
in 560 Land- und Stadtkreisen je ein Referat bzw. 
Dezernat für die Durchführung der schon im Frieden 
vorzubereitenden Maßnahmen zu errichten. 


IIL Im einzelnen 

Zu § 1 

1. Absatz 1 enthält neben den §§ 5 und 6 die Er- 
mächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen, die 
zur Sicherstellung der Versorgung mit Erzeugnissen 
der Ernährungs- und Landwirtschaft sowie der 
Forst- und Holzwirtschaft notwendig sind. Der Be- 
griff Streitkräfte umfaßt nicht nur die Bundeswehr, 
sondern auch die im Gebiet der Bimdesrepüblik sta- 
tionierten verbündeten Streitkräfte. 

Für Zwecke der Verteidigung sind diejenigen Maß- 
nahmen bestimmt, die unter den besonderen Ver- 
hältnissen eines Verteidigungafalles erforderlich 
sind oder der Vorbereitung dazu dienen. 

Die Ermächtigung in § 1 Abs. 1 umfaßt die Befugnis, 
Ge- imd Veibote auszusprechen oder sonstige Be- 
schränkungen hinsichtlich der genannten Gegen- 
stände vorzusehen. Die 'Zusammenfassung in diesen 
Katalog läßt die Möglichkeit offen, je nach Bedarf 
einzelne der dort genannten Vorgänge zu regeln, 
wobei die Reihenfolge keine Rangfolge in der An- 
ordnung der Maßnahmen bedeutet. Zu den einzel- 
nen Tatbeständen in den Nr. 1 bis 11 ist auf folgen- 
des noch besonders hinzuweisen: 

Unter Nr. 2 „Haltung von Tieren" fällt nicht nur die 
Bestimmung über Ort und Art der Haltung, .sondern 
auch die Tierzucht. Die übrigen in Nr. 2 genannten 
Tatbestände dienen dar Schaffung einer Rechts- 
grundlage für die umfassende Lenkung aller Wirt- 
schaftsvorgänge, von der Gewinnung der Erzeug- 


11. Kosten 

Durch das Gesetz werden Ifür Bund und Länder — 
mit Ausnahme der für die Durchführung allgemei- 
ner Planungs- und Vorher ei tungsaufgaJben anfallen- 
den Kosten — keine zusätzlichen Zweckausgaben 
entstehen. Zusätzliche Kosten werden erst dann er- 
wachsen, wenn von den im Entwurf vorgesehenen 
Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
Gebrauch gemacht wird. Für gewisse, schon im Frie- 
den zur Sicherstellung der Ernährung in einem Ver- 
teidigungsfall vorzubereitende Maßnahmen stehen 
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nisse bis zur Zuteilung an die Endverbraucher, die 
notwendig sein kann, um die Versorgung der Zivil- 
bevölkerung und der Sireitkräfte mit Erzeugnissen 
der Ernährungs- und Landwirtschaft sowie der Forst- 
und Holzwirtschaft sicherzustellen. 

Der Erlaß von Vorschriften über die Verwendung 
von Betriebsmitteln für die land- und fortwirtschaft- 
liche Erzeugung (Nr. 3) soll wegen der in einem 
Verteidigungsfall möglicherweise auftretenden Eng- 
pässe bei einzelnen Rohstoffen den rationellen Ein- 
satz der genannten Betriebsmittel gewährleisten. 
Unter Pflanzenschutzmitteln sind Mittel zur Abwehr 
und Bekämpfung von Krankheitserregern und Schäd- 
lingen der Pflanzen und ihrer Erzeugnisse und zur 
Bekämpfung von Unkräutern zu verstehen. Die Be- 
fugnis, Rcchtsverordnungen über die Verwendung 
von Betriebsmitteln zu erlassen, soll sich auf alle 
Betriebsmittel erstrecken, die in land- und fortwirt- 
schaftlichen Betrieben, Vereinigungen von Erzeuger- 
betrieben sowie Vereinigungen von Erzeugerver- 
einigungen (im einzelnen siehe hierzu die Begrün- 
dung zu § 6 Abs. 2) vorhanden sind. 

Da die hier vorhandenen Betriebsmittel sehr schnell 
aufgebraucht sein können und ihre Lenkung nur vor- 
übergehender Art wäre, ermächtigt Nr. 4 zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen über die Zuteilung solcher 
Betriebsmittel, die laufend benötigt werden und den 
landwirtschaftlichen Betrieben neu geliefert werden 
müssen. Soweit es sich dabei um Waren der gewerb- 
lichen Wirtschaft handelt, die nicht nur für die land- 
und forstwirtschaftliche Erzeugung verwendet wer- 
den, obliegt die Zuteilung von land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebsmitteln der Verordnungsbefug- 
nis nach diesem Entwurf allerdings nur dann, wenn 
die in Frage kommenden Betriebsmittel von den 
nach dem Entwurf eines Gesetzes über die Sicher- 
stellung von Leistungen auf dem Gebiet der gewerb- 
lichen Wirtschaft sowie des Geld- und Kapitalver- 
kehrs zuständigen Behörden freigegeben worden 
sind. 

Nr. 8 gibt die Ermächtigung, bestimmte Qualitäts- 
normen für die verschiedenen Erzeugnisse festzu- 
legen und damit zugleich die Befugnis, von in an- 
deren Verordnungen geregelten Qualitätsmerkmalcn 
abzuweichen. Die im Lebensmittelrecht enthaltenen 
Forderungen an die Verkehrsfähigkeit von Lebens- 
mitteln sollen hiervon unberührt bleiben und nur 
nach Maßgabe des § 5 c des Lebcnsmittelgesetzes 
bzw, des § 12 f Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung 
des Fleischbeschaugesetzes befristet geändert wer- 
den können. 

Das nach Nr. 9 mögliche Verbot der Abgabe von 
Erzeugnissen für die Dauer von 48 Stunden soll da- 
zu beitragen, bei plötzlichem Ausbruch einer Ver- 
sorgungskrise Angstkäufe und deren Folgeerschei- 
nungen zu bekämpfen, die das Anlaufen einer geord- 
neten Verteilung erschweren oder verhindern. Auf 
die Schaffung einer derartigen Ermächtigung kann 
auch im Hinblick auf organisatorische Schwierig- 
keiten, die bei Einführung wirtschaftslenkender Maß- 
nahmen zu erwarten sind, nicht verzichtet werden. 
Um so bedeutsamer erscheint es, rechtzeitig gewisse 
Lebensmittelvorräte in den Haushaltungen der Letzt- 
verbraucher anzulegen. 


Die Ermächtigung zur FesLsetzung von Preisen, Ko- 
stenansätzen usw. in Nr. 10 dient in erster Linie der 
Aufrechterhaltung des Preisstandes. Daneben läßt 
diese Bestimmung gegebenenfalls notwendig wer- 
dende Eingriffe in das Preisgefüge zur Lenkung der 
Erzeugung oder zur Sicherung der Erfassung zu. 
Zahlungs- und Lieferungsbedingungen sollen nur in- 
soweit geregelt werden, als dies zur Bestimmung der 
im einzelnen fostgeselzten Preise, Kostonansätze 
usw. erforderlich ist. 

2. Absatz 2 trifft die erforderliche Abgrenzung zum 
Wirtschaftssicherstellungsgosetz. Erzeugnisse der Er- 
nährungs- und Landwirtschaft, die ausschließlich zur 
Herstellung von Waren der gewerblichen Wirtschaft 
dienen (Absatz 2 Nr. 1) und daher der Regelung nach 
dom vorliegenden Entwurf nicht unterliegen, sind 
beispielsweise Wolle, Häute, F(dlo, Flachs, Hanf und 
ähnliche Waren. 

Die in § 4 Abs. 2 erläuterten Erzeugnisse der For st- 
und Ilolzwirtschaft sind vorv.uogend Vorerzeugnisse 
für Waren der gewerblichen Wirtschaft oder dienen 
der gewerblichen Verwendung. Ihre Verarbeitung 
zu Holzfei'ligwaren oder ihre endgültige Verv/en- 
dung zu gewerblichen Zw'ockeii, wie z. B. Einbau 
von Grubenholz im Bergbau oder Verwendung von 
Schnittholz im Baugewerbe, sind von der Regelung 
nach diesem Entwurf ausgenommen (Al)satz 2 Nr. 2). 
Diese Verarbeitungsvorgängc und Verv/endungs- 
arten werden von den entsprechenden Bestimmun- 
gen des Entwurfs eines Wirtschaftssicherstellungs- 
gesetzes erfaßt. 


Zu § 2 

§ 2 ermächtigt zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
für den Fall einer Versorgungskrise im Frieden. In 
Fällen dieser Art muß die Bundesregierung in der 
Lage sein, die erforderlichen Vorschriften zu erlas- 
sen, um schwerwiegende Auswirkungen auf die Ver- 
sorgung der Bevölkerung zu vermeiden. Derartige 
Maßnahmen könnten auf Teilgebieten, z, B. zur 
Sicherstellung der Trinkmilchversorgung für Kinder, 
auch bei Eintreten einer weiträumigen und längere 
Zeit anhaltenden überhöhten Radioaktivität der 
Luft und der Niederschläge erforderlich werden. Da- 
neben kann auf den internationalen Märkten eine 
plötzliche Verknappung wichtiger Grundnahrungs- 
mittel eintroten und bei der hohen Einfuhrabhängig- 
keit der Bundesrepublik zu Versorgungsstörungen 
führen. Während im Bereich der gewerblichen Wirt- 
schaft Maßnahmen zur Behebung und Bekämpfung 
derartiger Krisen bereits auf Grund des geltenden 
Wirtschaftssichorstellungsgesotzcs getroffen werden 
können, fehlt es bislang an einer entsprechenden 
Ermächtigung auf dem Gebiet der Ernährungs- und 
Landwirtschaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft. 
§ 2 soll diese Lücke schließen. 

Zur Behebung derartiger Versorgungskrisen er- 
scheint es ausreichend, die Ermächtigung zum Erlaß 
wirtschaftslenkender Verordnungen auf die Tatbe- 
stände des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 zu beschränken, 
da in diesem Zusammenhang ein Zurückgreifen auf 
die woitergehenden Befugnisse nach § 1 Abs. 1 
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Nr. 11 zur Bekämpfung einer Versorgungskrisc 
nicht erforderlich sein dürfte. 

Zu § 3 

§ 3 umreißt die Voraussetzungen und Grenzen zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen nach §§ 1 oder 2. 
Die Bestimmung trägt der Forderung Rechnung, 
staatliche Eingriffe in den freien Wirtschaftsablauf 
auf das unabläßliche Maß zu beschränken und nur 
zuzulassen, wenn die Sicherstellung der Versorgung 
dies erfordert. Während die Bewirtschaftungsbestim- 
mungen aus dem Jahre 1939 und das Bewirtschaf- 
tungsnotgesetz aus dem Jahre 1947 von vornherein 
auf eine totale Bewirtschaftung abgestellt waren, 
kann der Verordnungsgeber nach § 3 erst einschrei- 
ten, wenn der Einsatz marktgerechter Maßnahmen 
nicht ausreicht oder mit unverhältnismäßigen Mitteln 
verbunden wäre. Die Vorschrift entspricht im übri- 
gen weitgehend § 1 Abs. 2 und 3 des Wirtschafts- 
sicherstellungsgesetzes. 

Zu § 4 

§ 4 bestimmt, was unter Erzeugnissen der Ernäh- 
rungs- und Landwirtschaft sowie der Forst- und 
Holzwirtschaft im einzelnen zu verstehen ist. 

Die unter Absatz 1 fallenden Erzeugnisse reichen 
von den Erzeugnissen der landwirtschaftlichen Ur- 
produktion bis zu der Stufe der industriellen Fertig- 
produkte. Zu den durch Be- oder Verarbeitung her- 
gestellten Nahrungs- und Genußmitteln zählen auch 
natürliche und künstliche Mineralwässer, und zwar 
unabhängig davon, daß diese Getränke weder durch 
Be- noch durch Verarbeitung pflanzlicher oder 
tierischer Erzeugnisse hergestellt werden. Eine Aus- 
nahme bilden Tabak, Kaffee und Erzeugnisse aus 
ihnen, die dem Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
zugeordnet sind und daher den Regelungen des 
Wirtschaftssicherstellungsgesetzes unterliegen. Diese 
Erzeugnisse werden nur insoweit durch § 1 Abs. 1 
Nr. 1 des vorliegenden Entwurfs erfaßt, soweit es 
sich um ihren Anbau als Nutzpflanzen handelt. 

Erzeugnisse des ersten Produktionsvorgangs aus 
Rohholz (Absatz 2 Nr. 2) sind Erzeugnisse der Holz- 
bearbeitung, beispielsweise Schnittholz und sonstige 
Erzeugnisse, die in der Regel noch der Verarbeitung 
zugeführt werden. 

Zu § 5 

Die Sicherstellung der Versorgung schließt die Ver- 
pflichtung ein, rechtzeitig geeignete Vorbereitungen 
zu treffen, um im Verteidigungsfall und anläßlich 
einer Versorgungskrise aus anderen Gründen eine 
geordnete und gleichmäßige Versorgung durchfüh- 
ren zu können. Dieser Zweck läßt sich ohne eine 
zuverlässige Übersicht über die in § 5 genannten 
Tatbestände nicht erreichen. Um eine verläßliche 
Übersicht zu gewinnen, sind laufende Meldungen 
erforderlich. Diese Meldungen müssen auf nachprüf- 
baren Unterlagen beruhen, da sie anderenfalls weit- 
gehend wertlos sein würden. Die Ermächtigung dient 
hiernach in erster Linie dem Zweck, Auskunft über 
die jeweilige Versorgungslage auf den einzelnen 


Warenyebieten zu gewinnen. Darüber hinaus ent- 
hält sie die Befugnis, Angaben über die Leistungs- 
fähigkeit der Betriebe, ihrer Kapazität, Fertigungs- 
möglichkeiten und Beschäftigtenzahl zu erheben. 

Meldepflichtig sind u. a. Betriebe des Ernährungs- 
gev/erbes — ■ Ernährungsindustrie, Ernährungshand- 
werk und Ernährungshandel — sowie Betriebe der 
landwirtschaftlichen Urproduktion einschließlich 
ihrer genossenschaftlichen Zusammenschlüsse. Fer- 
ner kommen Betriebe, die eine gewerbsmäßige Lage- 
rung und Aufbewahrung von Lebens- und Futter- 
mitteln betreiben, in Betracht. Die Fassung der Vor- 
schrift schließt auch eine Einbeziehung von Groß- 
küchen, Werkskantinen und ähnlichen Einrichtungen 
in den Kreis der Meldepflichtigen nicht aus. 

Die wirtschaftliche Betätigungsfreiheit des einzelnen 
wird durch die Begründung von Buchführungs- und 
Meldepflichten nicht beeinträchtigt. Auch die Über- 
legung, bei rechtzeitiger Kenntnis der vorhandenen 
Erzeugnisse gegebenenfalls härtere Eingriffe ver- 
meiden zu können, rechtfertigt es, § 5 von den ein- 
schränkenden Voraussetzungen des § 3 zu befreien. 

Die Ermächtigung des § 5 wird durch das Recht der 
zuständigen Behörde ergänzt, Einzelauskünfte nach 
§ 16 einzuholen. 

Zu § 6 

Durch Absatz 1 wird die Bundesregierung ermäch- 
tigt, Vorschriften über die Lagerung und Vorrats- 
haltung in Betrieben der Ernährungs- und Landwirt- 
schaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft zu erlas- 
sen, Zwar werden durch den Bund bereits Notstands- 
vorräte an Lebens- und Futtermitteln gehalten. Diese 
Vorräte sind jedoch zum Teil, wie bei Getreide, in 
Rohstofform und somit noch auf industrielle Ver- 
arbeitung angewiesen. Soweit verbrauchsfertige Le- 
bensmittel, wie Reis, Hülsenfrüchte, Fleischkonser- 
ven, gelagert werden, sind sie aus Kosten- und 
Wälzungsgründen in der Menge beschränkt und 
dürften deshalb nur für eine Sammelverpflegung in 
Katastrophenfällen in Frage kommen. Sie reichen 
deshalb allein nicht aus, um bei Störungen und Aus- 
fällen des Verkehrs- und Verteilungssystems, wie 
sie in einem Verteidigungsfall zu befürchten sind, die 
Versorgung sicherzustellen. Hierzu sind möglichst 
weit gestreute, verbrauchsnahe Vorräte, möglichst 
in konsumfertiger Form, erforderlich. Neben einer 
Haushaltbevorratung kann dabei auf die Mitwirkung 
lebenswichtiger Zweige der Ernährungsindustrie, des 
Ernährungshandwerks sowie bestimmter Stufen des 
Ernährungshandels nicht verzichtet werden. Die in 
den genannten Bereichen lagernden Bestände reichen 
heute vielfach nur zur Deckung eines knappen Wo- 
chenbedarfs. Die Betriebe des Ernährungsgewerbes 
sind deshalb von einer geregelten laufenden Beliefe- 
rung abhängig. Bei einer auch nur kurzfristigen 
Unterbrechung des empfindlichen Verkehrs- und Ver- 
teilungssystems muß daher mit Verknappungen ge- 
rechnet werden, die Angstkäufe verursachen und zu 
ernsten Versorgungsstörungen führen können. Um 
dieser Gefahr begegnen zu können, ist die recht- 
zeitige Anlegung bestimmter Mindestvorräte, deren 
Art und Umfang maßgeblich von der Bevölkerungs- 
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dichte und den Verkehrsverhältnissen abhängig sein 
wird, erforderlich. 

Die Vorratshaltung nach Absatz 1 erstreckt sich auf 
Lebensmittel einschließlich der zu ihrer Herstellung 
erforderlichen Rohstoffe in Betrieben der Ernährungs- 
und Landwirtschaft. Sie dient einer Steigerung der 
Versorgungsleistungen für den Gesamtbereich der 
Ernährung ohne Zweckbestimmung für einzelne Ver- 
brauchergruppen und Bedarfsträger. Hiervon wird 
nicht die Haltung von Notvorräten in Betrieben und 
Einrichtungen zur Verpflegung der dort Beschäftig- 
ten berührt, die einer Regelung auf Grund des in 
Vorbereitung befindlichen Selbstschutzgesetzes Vor- 
behalten bleibt. 

Absatz 2 gibt die Befugnis, eine Pflichtbevorratung 
mit sächlichen Betriebsmitteln in Betrieben der Land- 
und Forstwirtschaft sowie in Vereinigungen von Er- 
zeugerbetrieben und Vereinigungen von Erzeuger- 
vereinigungen einzuführen. Bei den Vereinigungen 
von Erzeugervereinigungen handelt es sich um die 
sogenannten Zentralgenossenschaften und Absatz- 
zentralen sowie ihre Dachorganisationen. Absatz 2 
ergänzt § 1 Abs. 1 Nr. 3, da der Erlaß von Rechtsvor- 
schriften über die Verwendung landwirtschaftlicher 
Betriebsmittel allein nicht ausreichend erscheint. 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsvorschriften 
über die Lagerung und Vorratshaltung wird durch 
§ 1 Abs. 1 klar umgrenzt. Ihr Zweck, in einem Ver- 
teidigungsfall eine ernsthafte Versorgungskrise zu 
verhindern oder zu beheben, läßt sich nur erreichen, 
wenn die Vorräte rechtzeitig, d. h. in Zeiten gesicher- 
ter Versorgung, angelegt werden. Marktgerechte 
Maßnahmen anderer Art reichen hierfür nicht aus. 
Die Bundesregierung wird jedoch schon aus Kosten- 
und Wälzungsgründen von der ihr eingeräumten 
Befugnis nur in dem unumgänglich notwendigen 
Ausmaß Gebrauch machen. Rechtsverordnungen 
nach §§ 5 und 6 sind zudem — wie § 7 Abs. 3 Satz 2 
vorsieht — an die Zustimmung des Bundesrates ge- 
bunden und hiervon nur dann befreit, wenn eine 
Voraussetzung des § 7 Abs. 2 vorliegt. 

Zu § 7 

§ 7 regelt die Zuständigkeit der Bundesbehörden 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach §§ 1, 2, 5 
und 6 sowie die Frage, inwieweit diese Verordnun- 
gen der Zustimmung des Bundesrates bedürfen. An- 
gesichts der Bedeutung der zu treffenden Maßnah- 
men ist grundsätzlich die Zuständigkeit der Bundes- 
regierung gegeben. Da Maßnahmen zur Sidierstel- 
lung der Versorgung in einem Notstandsfall keinen 
Aufschub dulden und nur dann Erfolg haben kön- 
nen, wenn sie ohne jede Verzögerung getroffen 
werden, ist eine Delegationsbefugnis auf den Bun- 
desminister vorgesehen. Rechtsverordnungen nach 
§ 1 mit einer Geltungsdauer bis zu 6 Monaten und 
Rechtsverordnungen nach § 2 mit einer Geltungs- 
dauer bis zu 2 Monaten (vgl. § 9 Abs. 1 und 2) 
bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates. Ab- 
gesehen hiervon bleibt die Mitwirkung des Bundes- 
rates in vollem Umfang gewahrt, es sei denn, daß 
eine der besonderen Voraussetzungen des § 7 Abs. 2 
vorliegt. Deshalb sind Rechtsverordnungen nach 
§§ 1 und 2 mit einer Geltungsdauer von über 6 bzw. 


2 Monaten an die Zustimmung des Bundesrates ge- 
knüpft und Rechtsverordnungen nach §§ 5 und 6, 
abgesehen von den Fällen des § 7 Abs. 2, überhaupt 
nur zulässig, wenn der Bundesrat zustimmt. Sollen 
Rechtsverordnungen nach § 2 über ein Jahr hinaus 
verlängert werden oder gelten, so bedarf es auch der 
Zustimmung des Bundestages. Die Freistellung von 
Rechtsverordnungen mit kurzer Geltungsdauer von 
dem Erfordernis der Zustimmung des Bundesrates 
ist notwendig, um ein kurzfristiges Eingreifen in 
Krisensituationen zu ermöglichen. 

Der unmittelbare Übergang der Ermächtigung nach 
Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, daß der Er- 
laß von Rechtsverordnungen für Zwecke des § 1 in 
besonderem. Maße eilbedürftig wird, bevor die Bun- 
desregierung von ihrer Ermächtigung zur Übertra- 
gung der Verordnungsbefugnis auf den Bundes- 
minister in vollem Umfang Gebrauch gemacht hat. 

Absatz 4 sieht vor, daß der Bundesminister seine 
Befugnis zum Erlaß von Rechtsverordnungen, soweit 
sie Zwecken der Verteidigung dienen, auf das Bun- 
desamt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
übertragen kann. Bei der Fülle der Aufgaben, die 
auf den Bundesminister zukommen können, erscheint 
es zweckmäßig, die Verordnungsgebung je nach An- 
fall und Bedeutung der zu regelnden Materie auf 
eine Bundesoberbehörde übertragen zu können. 

Absatz 5 stellt klar, daß Rechtsverordnungen über 
Preisfestsetzungen gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 10 nur im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft ergehen dürfen. Diese Regelung ist geboten, 
weil Eingriffe in das Preisgefüge bei Erzeugnissen 
des § 4 unter Umständen Auswirkungen für den ge- 
samten Preisstand nach sich ziehen können. 

Zu § 8 

Unterschiedliche regionale Bedürfnisse können ört- 
lich voneinander abweichende Regelungen in einem 
Umfang notwendig machen, der eine Regelung durch 
idie Bundesregierung, den Bundesminister oder das 
Bundesamt für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten nicht als zweckmäßig erscheinen läßt. Darüber 
hinaus muß in einem künftigen Verteidigungsfall 
damit gerechnet werden, daß die Ausübung der Re- 
gierungsgewalt des Bundes vorübergehend unmög- 
lich wird. Der Entwurf sieht daher vor, daß die Bun- 
desregierung und der Bundesminister ihre Ermächti- 
gung zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach § 1 
und nach §§ 5 und 6 für Zwecke des § 1 auf die Lan- 
desregierungen übertragen und diese zur. Subdele- 
gation ermächtigen können. 

Zu § 9 

Die Beschränkung der Geltungsdauer, wie sie Ab- 
satz 1 und 2 für die auf Grund des Entwurfs erlas- 
senen Rechts Verordnungen vorsieht, erscheint na- 
mentlich mit Rücksicht darauf geboten, daß eine Mit- 
wirkung der gesetzgebenden Körperschaften bei 
dem Erlaß kurzfristiger Verordnungen nicht vorge- 
sehen ist. Zugleich wird damit klargestellt, daß der 
Einfluß der gesetzgebenden Körperschaften bei der 
Verordnungsgebung gewährt bleiben soll, soweit 
der Zweck der Rechtsetzungsakte es zuläßt. 
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Absatz 1 und 2 sehen daher für den Normalfall 
Fristen vor, mit deren Ablauf die Rechtsverordnun- 
gen nach §§ 1 und 2 dann außer Kraft treten, wenn 
sie sich selbst keine kürzere Geltungsdauer beige- 
legt haben und auch nicht wegen Erreichung der mit 
ihnen verfolgten Zwecke vorher aufgehoben wor- 
den sind, wozu Absatz 4 ausdrücklich verpflichtet. 
Angesichts der unterschiedlichen Zwecke der §§ 1 
und 2 und der dadurch bedingten inhaltlichen Ver- 
schiedenheit der auf diese Vorschriften gestützten 
Verordnungen schlägt der Entwurf vor, die Höchst- 
dauer der Geltung der Verordnungen unterschied- 
lich zu bemessen. Bei einer Versorgnungskrise kann 
voraussichtlich damit gerechnet werden, daß sich 
schon relativ bald absehen läßt, wie lange die durch 
die Krise ausgelösten Sicherstellungsmaßnahmen 
noch aufrechterhalten werden müssen. Auch wird 
hier eine Überleitung der Lenkungsverordnungen 
in ein förmliches Gesetz regelmäßig nicht in Frage 
kommen. Anders dürfte es in beiderlei Hinsicht bei 
den zur Bedarfsdeckung für Verteidigungszwecke 
erlassenen Verordnungen liegen; für sie sieht § 9 
Abs. 1 daher eine Höchstgeltungsdauer von 6 Mo- 
naten vor, während im anderen Falle mit einer sol- 
chen von 2 Monaten auszukommen ist. 

Die Befugnis, mit Zustimmung des Bundesratös auch 
länger geltende Rechtsverordnungen erlassen zu 
können, ist gerade im Bereich der Ernährungs- und 
Landwirtschaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft 
von besonderer Bedeutung. Sie beruht auf der Er- 
wägung, daß die zu regelnde Materie von der Natur 
der Sache her langfristige, auf die Erzeugungsperio- 
den . abgestimmte Regelungen erforderlich macht. 
Das gilt vor allem für den landwirtschaftlichen An- 
bau, wo vernünftige Ergebnisse nur zu erwarten 
sind, wenn die Rechtsverordnungen mindestens auf 
ein Jahr bemessen sind. 

Da die Geltungsdauer wirtschaftslenkender Verord- 
nungen in einem Verteidigungsfall, von dem die 
Bundesrepublik unmittelbar betroffen ist, nicht da- 
von abhängen kann, ob die Verfassungsorgane zu- 
sammentreten können oder beschlußfähig sind, gel- 
ten die zeitlichen Bsechränkungen des § 9 Abs. 1 
bis 2 nicht bei Vorliegen der Voraussetzungen des 
§ 7 Abs. 2. 

Absatz 4 stellt klar, daß Rechtsverordnungen aufzu- 
heben sind, soweit ihre Fortgeltung für die in § 1 
oder 2 bezeichneten Zwecke nicht mehr erforderlich 
ist. 

Zu § 10 

Die Vorschrift regelt die Verwaltungszuständigkeit 
zwischen Bund und Ländern bei der Ausführung des 
Gesetzes. § 10 sieht vor, daß die Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände das Gesetz, soweit es sich 
um die Übertragung von Aufgaben an berufsstän- 
dische Organisationen nach § 14, um vorbereitende 
organisatorische, personelle und materielle Maß- 
nahmen nach § 15, um einzuholende Auskünfte nach 
§ 16 und um die Abwicklung von Entschädigungs- 
leistungen nach §§ 17 und 18 für Zwecke der Ver- 
teidigung (Absatz 2) sowie um Rechtsverordnungen 
nach § 1 oder §§ 5 und 6 für Zwecke des § 1 (Ab- 
satz 1) handelt, im Auftrag des Bundes ausführen. 


Durch die Einrichtung der Bundes auf trags Verwal- 
tung auf Grund des Artikels 87 b Abs. 2 des Grund- 
gesetzes soll entsprechend den Anforderungen des 
Ernstfalles der einheitliche Vollzug nach der Ge- 
samtplanung des Bundes gesichert werden. 

Für Verordnungen nach § 2, deren Ausführung 
grundsätzlich den Ländern als eigene Angelegenheit 
obliegt (Absatz 6), gilt die gleiche Regelung, sobald 
eine der Voraussetzungen des § 7 Abs. 2 eingetre- 
ten ist und die Verordnungen zugleich Verteidi- 
gungszwecfcen dienen (Absatz 3). Rechtsverordnun- 
gen nach § 1 können vorsehen, daß sie in bundes- 
eigener Verwaltung ausgeführt werden, wenn die 
Zwecke des § 1 — insbesondere das Interesse an 
einer gleichmäßigen Versorgung im gesamten Bun- 
desgebiet — nur mittels einer zentralen Verwaltung 
erreicht werden können (Absatz 1). Entsprechendes 
gilt für die in Absatz 6 Satz 2 getroffene Regelung 
für die Ausführung von Rechts Verordnungen nach 
§ 2 . 

Die Ausübung der nach Artikel 85 des Grundgeset- 
zes der Bundesregierung zustehenden Befugnisse 
durch den Bundesminister (Absatz 4) sowie die Be- 
fugnis, diese Rechte auf Bundesoberbehörden zu 
übertragen, beruht auf der Erwägung, daß wirt- 
schaftslenkende Maßnahmen nur Erfolg haben kön- 
nen, wenn sie unverzüglich getroffen werden. Hier- 
zu ist es erforderlich, die fachlich am besten geeig- 
nete Stelle mit der Durchführung zu beauftragen. 

Die einheitliche Lenkung und der schnelle Vollzug 
machen es unerläßlich, daß bei Wahrnehmung der 
Auftragsangelegenheiten in den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden an die Stelle eines kollegialen 
Organs der leitende Verwaltungsbeamte tritt (Ab- 
satz 5). 

Absatz 8 stellt klar, daß die Ermächtigung, materielle 
Regelungen zu erlassen, auch die Befugnis umfaßt, 
die ausführenden Behörden zu bestimmen. Die Er- 
mächtigung umschließt auch die Befugnis, einheit- 
liche Bezeichnungen für diese Stellen festzulegen. 

Zu § 11 

Die in Absatz 1 vorgesehene Ermächtigung für den 
Bundesminister zum Erlaß von Verfügungen ist not- 
wendig, weil in Einzelfällen von besonderer, über- 
regionaler Bedeutung die erforderlichen Maßnah- 
men unverzüglich und unmittelbar angeordnet wer- 
den müssen. Auf Grund der gleichen Erwägung ist 
in Absatz 2 vorgesehen, daß die Bundesregierung 
Einzelweisungen auch dann erteilen kann, wenn 
die Rechtsverordnungen von den Ländern gemäß 
§ 10 Absi 6 als eigene Angelegenheit ausgeführt 
werden. 

Zu § 12 

Der Entwurf schafft die Rechtsgrundlage zur Errich- 
tung eines Bundesamtes für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. Das Bundesamt soll als Bundes- 
oberbehörde im Sinne von Artikel 87 Abs.> 3 des 
Grundgesetzes errichtet werden und den Bundes- 
minister, soweit diesem die Durchführung des Ge- 
setzes obliegt, weitgehend von Verwaltungsarbeit 
entlasten. Die EinriÄtung des Bundesamtes bietet 
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außerdem die Möglichkeit, eine Bundesoberbehörde 
bereits im Frieden an der Vorbereitung der Maß- 
nahmen zu beteiligen, die sie in einem Verteidi- 
gungsfall durchzuführen hat. Da sich der Aufgaben- 
bereich des Bundesamtes auf die Sicherstellung der 
Versorgung mit Erzeugnissen der Ernährungs- und 
Landwirtschaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft 
erstreckt, soll das Bundesamt dem Bundesminister 
unterstellt werden. 

Absatz 2 Nr. 1 trägt dem Bedürfnis Rechnung, das 
Bundesamt möglichst weitgehend mit der Durchfüh- 
rung der auf Grund dieses Gesetzes zu erlassenden 
Rechtsverordnungen zu befassen. 

Zur Vorbereitung einer einheitlichen Planung (Ab- 
satz 2 Nr. 2) auf dem Gebiet der Ernährungssiche- 
rung ist die Mitarbeit des Bundesamtes bei der Auf- 
stellung von allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
und Richtlinien des Bundes, insbesondere zwecks 
Erfassung, Bearbeitung, Verteilung und zum Schutz 
von Nahrungsgütern in einem Verteidigungsfall, er- 
forderlich. Dazu gehört z. B. die Schaffung von Un- 
terlagen für die Erfassung in landwirtschaftlichen 
Betrieben, die Festsetzung von Rationssätzen, die 
Auswahl lebenswichtiger Betriebe der Ernährungs- 
wirtschaft, die Mitarbeit bei der Anlegung einer 
Betriebskartei, sowie die Vorbereitung und Durch- 
führung von Maßnahmen zur Aufklärung über Strah- 
lenschutz in der Ernährungs- und Landwirtschaft. 
Sinngemäß gilt dies auch für die Forst- und Holz- 
wirtschaft. 

Eine Notstandsbevorratung (Absatz 2 Nr. 6) wird 
auf einzelnen Gebieten zum Teil bereits heute 
durchgeführt. Die Sicherstellung der Ernährung in 
einem Verteidigungsfall setzt aber eine nach ein- 
heitlichen Richtlinien durchgeführte und nach der 
Zusammensetzung der Vorräte aufeinander abge- 
stimmte gemischte Vorratshaltung voraus. Die Koor- 
dinierung der verschiedenen fachlichen Belange 
muß von einer zentralen Stelle für alle in Betracht 
kommenden Fachbereiche übernommen werden. 
Hierfür ist ein Bundesamt am besten geeignet. 

Zu § 13 

Da die nach § 12 Abs. 2 vorgesehenen Aufgaben, 
wie insbesondere die Durchführung einer Notstands- 
bevorratung, den Tätigkeitsbereich der Einfuhr- und 
Vorratsstellen berührt, liegt es nahe, sich dieser 
fachkundigen Stellen bei der Erfüllung der dem 
Bundesamt obliegenden Aufgaben zu bedienen. Das- 
selbe gilt sinngemäß für die Außenhandelsstelle für 
Erzeugnisse der Ernährung und Landwirtschaft auf 
den übrigen Gebieten. Durch die Heranziehung die- 
ser Stellen kann zugleich das Bundesamt entlastet 
und der Stellenplan des Amtes enger gehalten wer- 
den, um einen rationielleren Verwaltungsaufbau zu 
erreichen und Kosten zu ersparen. 

Zu § 14 

Zur Sicherstellung der Versorgung in einem Ver- 
teidigungsfall werden Eingriffe in den Wirtschafts- 
ablauf unvermeidbar sein. Diese Eingriffe können, 
je nach Bedarf und Lage, von der bloß lenkenden 
Maßnahme bis zur vollen Bewirtschaftung reichen. 


Um die erforderlichen Maßnahmen zügig durchfüh- 
ren zu können, sind genaue Kenntnisse der wirt- 
schaftlichen Zusammenhänge sowie der Leistungs- 
fähigkeit in den einzelnen Betrieben unerläßlich. Die 
Verwaltung wird den gesteigerten Anforderungen 
angesichts der Fülle von Aufgaben, die in einem 
Verteidigungsfall anfallen, nur gewachsen sein, 
wenn sie einzelne Aufgaben auf Verbände, Zusam- 
menschlüsse sowie Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts, die Zwecken der Ernäh- 
rungs- und Landwirtschaft sowie der Forst- und 
Holzwirtschaft dienen, überträgt. § 14 ermächtigt 
die Verwaltung, die in Absatz 1 genannten Stellen 
(Fachverbände der Ernährungswirtschaft, landwirt- 
schaftliche Genossenschaften, Landwirtschaftskam- 
mern) zur Durchführung einzelner Maßnahmen her- 
anzuziehen, sofern sich diese Stellen hiermit ein- 
verstanden erklären. 

Die Befugnis, bestimmte Aufgaben auf die in Ab- 
satz 1 bezeichneten Stellen zu übertragen, wird 
allen mit der Durchführung des Gesetzes befaßten 
Behörden eingeräumt. Dabei wird die Einheitlich- 
keit bei der Auswahl der in Frage kommenden Ver- 
bände auf Grund der nach § 10 Abs. 4 dem Bundes- 
minister zustehenden Befugnisse zum Erlaß allge- 
meiner Verwaltungsvorschriften und zur Erteilung 
von Weisungen iin Rahmen der Gesamtplanung des 
Bundes gewährleistet. Durch die Unterstellung un- 
ter die Aufsicht und die Weisungen der zuständigen 
Behörde soll die Tätigkeit der einzelnen Organisa- 
tionen, soweit sie im Zusammenhang mit der Durch- 
führung von Aufgaben aus dem Gesetz steht, in 
dem erforderlichen Maße überwacht und ein einheit- 
licher Vollzug gesichert werden. 

Zu § 15 

Im Zuge künftiger Planungen müssen auf allen Ver- 
waltungsebenen vorbereitende Maßnahmen der 
zivilen Notstandsplanung, zumindest verwaltungs- 
interner Natur, getroffen werden, um den Vollzug 
des Gesetzes in einem Verteidigungsfall sicherzu- 
stellen. Dementsprechend verpflichtet § 15 des Ent- 
wurfs Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindever- 
bände, organisatorisch, personell und materiell die 
Voraussetzungen zu schaffen, die für die Sicher- 
stellung der Versorgung in einem Verteidigungs- 
fall erforderlich sind. Zu den vorbereitenden Maß- 
nahmen gehört zum Beispiel die Aufstellung von 
Organisations- und Stellenplänen für die in einem 
Verteidigungsfall benötigten Dienststellen. Diese 
sind, zumindest in ihrem Kern, schon im Frieden zu 
bilden. Ferner soll die Möglichkeit geschaffen wer- 
den, für den Fall der Übertragung zusätzlicher Auf- 
gaben aus Anlaß einer Regelung gemäß § 1 sowie 
§§ 5 und 6 zu Zwecken des § 1, oder durch allge- 
meine Verwaltungsvorschriften und Weisungen 
nach § 10 Abs. 4 die verantwortlichen Stellen zu 
veranlassen, auch die materiellen Voraussetzungen 
zur Durchführung der in einem Verteidigungsfall er- 
forderlichen Maßnahmen zu treffen. Hierbei wäre zu 
denken an die Ermittlung des Bedarfs sowie der 
Möglichkeiten zur Deckung des Bedarfs innerhalb 
der einzelnen Gebietskörperschaften, z. B. im Hin- 
blick auf die Anlegung und Haltung von Sondervor- 
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räten für eine Notstandsversorgung der zivilen Ein- 
satzkräfte. Soweit durch diese Vorbereitungsmaß- 
nahmen Kosten entstehen, die gemäß § 21 vom 
Bund zu tragen sind, bedürfen die Maßnahmen der 
vorherigen Zustimmung des Trägers der Kostenlast. 


Zu § 16 

Diese Vorschrift ergänzt § 5 und begründet eine all- 
gemeine Auskunftspflicht, die sich auf alle zur 
Durchführung des Gesetzes erforderlichen Aus- 
künfte bezieht. Ohne eine solche Auskunftspflicht 
lassen sich die notwendigen wirtschaftslenkenden 
Maßnahmen nicht durchführen. Sie ist vor allem 
notwendig, um die erforderlichen Unterlagen für die 
Vorbereitung der einzelnen Maßnahmen rechtzeitig 
zu schaffen. 

Darüber hinaus gibt § 16 Abs. 2 die Möglichkeit, 
Auskünfte zur Vorbereitung einer Rechtsverord- 
nung einzuholen. Hierdurch werden die zuständigen 
Behörden in die Lage versetzt, durch Befragen ein- 
zelner Unternehmer zu prüfen, ob der Erlaß einer 
Verordnung notwendig ist, ohne daß sie gezwun- 
gen wären, im Verordnungswege allgemeine Buch- 
führungs- und Meldepflichten nach § 5 zu begrün- 
den. 

§ 16 Abs. 3 enthält eine notwendige Ergänzung der 
in Absatz 1 und 2 begründeten Befugnis zur Einho- 
lung von Auskünften. Der zur Erteilung einer Aus- 
kunft Verpflichtete wird gegen die Einholung von 
Auskünften, durch die er sich selbst oder einen 
nahen Angehörigen der Gefahr einer strafrecht- 
lichen Verfolgung aussetzen würde, geschützt (Ab- 
satz 4). Diese Regelung entspricht § 15 Abs. 3 des 
Bundesleistungsgesetzes. Den gleichen Schutz ge- 
nießt er im Interesse der Vollständigkeit der ange- 
forderten Auskünfte gegen die Weitergabe seiner 
Auskünfte und Unterlagen an die Steuerbehörden 
durch das Verwertungsverbot des Absatzes 5. Diese 
Regelung ist an § 15 Abs. 5 des Bundesleistungsge- 
setzes angelehnt. 

Zu § 17 

Wie schon in der Einleitung zur Begründung auf 
Seite 9 ausgeführt ist, werden nach diesem Gesetz 
und nach den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen in erster Linie nur wirtschafts- 
lenkende Maßnahmen zur Regelung eilbedürftiger 
Tatbestände notwendig sein. Solche Maßnahmen 
dürften, wenn sie in das Vermögen des einzelnen 
eingreifen, in aller Regel keine Enteignung darstel- 
len, da sie jedermann gleich treffen und daher als 
allgemeine Beschränkung des Eigentums nach Arti- 
kel 14 Abs. 1 und 2 des Grundgesetzes entschädi- 
gungslos zulässig sind. Hinzu kommt, daß in Not- 
und Krisenzeiten eine stärkere Begrenzung des Ei- 
gentums hingenommen werden muß, so daß bei- 
spielsweise der Eingriff in einen Betrieb nur dann 
als Enteignung gewertet werden kann, wenn er zu 
einer wesentlichen Strukturveränderung führt. 

Es ist jedoch nicht auszuschließen, daß die zustän- 
dige Behörde, insbesondere durch Verordnungen, 


die Verteidigungszwecken dienen, zu Einzeleingrif- 
fen ermächtigt wird, die den Tatbestand der Enteig- 
nung erfüllen. Mit Rücksicht auf Artikel 14 Abs. 3 
Satz 2 des Grundgesetzes bestimmt § 17 Abs. 1 
Satz 1 und 2 daher, daß für den Entzug des Eigen- 
tums oder eines anderen dinglichen Rechts an 
einer beweglichen oder unbeweglichen Sache sowie 
für den nicht nur vorübergehenden Entzug des 
Gebrauchs, Mitgebrauchs oder sonstiger Nutzung 
einer Sache eine Entschädigung in Geld zu leisten 
ist. Die Bestimmung über Art und Ausmaß der 
Entschädigung in Absatz 1 Satz 3 und 4 tragen 
den in der Rechtssprechung entwickelten Grund- 
sätzen zur Auslegung des Artikels 14 Abs. 3 Satz 3 
des Grundgesetzes Rechnung. Absatz 2 bestimmt 
den Schuldner der Eigentumsentschädigung und 
begründet in Satz 2 eine subsidiäre Haftung des 
Bundes. 

Da es zweckmäßig erscheint, die Entschädigungs- 
regelung in den Notstandsgesetzen möglichst ein- 
heitlich zu gestalten, wird wegen der Vorschriften 
über das Verfahren zur Festsetzung der Entschädi- 
gung und der Verjährungsfristen auf die entspre- 
chenden Vorschriften des Bundesleistungsgesetzes 
verwiesen. 

Zu § 18 

Die Härteklausel des § 18 ist eine notwendige Er- 
gänzung der Entschädigungsregelung des § 17, sie 
entspricht § 21 des Bundesleistungsgesetzes. 

Zu § 19 

Soweit zur Durchführung dieses Gesetzes und der 
auf Grund dieses Gesetzes zu erlassenden Rechts- 
verordnungen Zustellungen erforderlich werden, 
gelten hierfür die Vorschriften des Verwaltungszu- 
stellungsgesetzes des Bundes. Die Verweisung auf 
das Verwaltungszustellungsgesetz soll eine gleich- 
mäßige Behandlung der Zustellung in allen Ländern 
sicherstellen. 

Die Ausnahmeregelungen der Nr. 1 und 2 tragen 
dem Bedürfnis nach einer möglichst vereinfachten 
Zustellung in einem Verteidigungsfall Rechnung; sie 
entsprechen weitgehend dem § 47 des Bundes- 
leistungsgesetzes. 

Zu § 20 

Die Verfügungen auf Grund dieses Gesetzes oder 
einer auf ihnen beruhenden Rechtsverordnung die- 
nen, sofern sie zu Verteidigungszwecken ergehen, 
der Regelung eilbedürftiger Tatbestände. Sie ver- 
langen einen raschen Vollzug. Absatz 1 schließt des- 
halb die aufschiebende Wirkung von Widerspruch 
und Anfechtungsklage aus. Die Befugnis des Ge- 
richts, im Einzelfall die aufschiebende Wirkung auf 
Grund der Verwaltungsgerichtsordnung anzuordnen, 
bleibt hierdurch unberührt. 

Ebenso wie bei § 34 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes 
und § 46 des Bundesleistungsgesetzes erscheint es 
hier geboten, das verwaltungsgerichtliche Verfahren 
zu vereinfachen und zu beschleunigen. Durch den 
Ausschluß der Berufung und Beschwerde soll dieser 
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Zweck erreicht werden. Den Beteiligten steht unbe- 
schadet davon nach § 135 Verwaltungsgerichtsord- 
nung die Revision an das Bundesverwaltungsgericht 
zu. 

Zu § 21 

Die Verteilung der Kosten, wie sie § 21 regelt, ent- 
spricht Artikel 106 Abs. 4 Nr. 1 des Grundgesetzes. 
Der Bund trägt danach die Kosten der Maßnahmen, 
die den Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbän- 
den vorgeschrieben werden. Ausgenommen sind die 
persönlichen und sächlichen Verwaltungskosten so- 
wie die Kosten der für Zwecke des § 2 erforder- 
lichen Maßnahmen, die den Ländern, Gemeinden 
und Gemeindeverbänden zur Last fallen. Ausgenom- 
men sind (ferner die Kosten von Enteignungsmaß- 
nahmen, die vom Begünstigten getragen werden. 

Die Absätze 2 und 3 tragen den Vorschriften des 
Reichshaushaltsgesetzes Rechnung. Sie entsprechen 
der in § 32 Abs. 2 und 3 des Ersten Gesetzes über 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung vom 
9. Oktober 1957 in der Fassung des Gesetzes vom 
5. Dezember 1958 (BGBl. I S. 893) getroffenen Rege- 
lung. 

Zu § 22 

Die nach § 22 in Betracht kommenden Tatbestände 
werden dem Straf- und Bußgeldschutz des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes 1954 unterworfen. Eine Zuwider- 
handlung wird daher je nach den Umständen und 
Folgen im einzelnen Falle oder nach der Einstellung 
des Täters als Ordnungswidrigkeit oder als Straftat 
geahndet (§ 3 des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954). 
Eine Ahndung ist jedoch nur möglich, wenn die 
Rechtsverordnung ifür einen bestimmten Tatbestand 
auf § 22 verweist. 

Zu § 23 

§ 23 bestimmt, daß eine Verletzung der Auskunfts- 
pflicht nach § 16 des Entwurfs als Ordnungswidrig- 
keit zu ahnden ist. 

Zu § 24 

Die Regelung des § 24 Abs. 1 stellt klar, daß die 
Verantwortung für Zuwiderhandlungen nach §§ 22 
und 23 des Entwurfs auch den gesetzlichen Vertreter 
einer juristischen oder natürlichen Person trifft. 

Absatz 2 trifft die entsprechende Regelung für sonst 
allgemein vertretungsberechtigte oder besonders 
beauftragte Personen. 

Zu § 25 

Die Vorschrift droht gegen den Inhaber oder Leiter 
eines Betriebes oder den gesetzlichen Vertreter des 
Betriebsinhabers eine Geldbuße für den Fall an, daß 
jemand in dem Betrieb eine nach den §§ 22 und 23 
mit Strafe oder Geldbuße bedrohte Handlung be- 
gangen hat und dieser Verstoß darauf beruht, daß 


die leitenden Personen vorsätzlich oder fahrlässig 
ihre Aufsichtspflicht verletzt haben. Durch die Be- 
stimmung soll erreicht werden, daß sich die ver- 
antwortlichen Leiter eines Unternehmens dafür ein- 
setzen, daß die sich aus dem Gesetz ergebenden 
Pflichten auch von ihren Angestellten befolgt wer- 
den. Die Fassung entspricht im übrigen § 21 des Ge- 
setzes über die Kontrolle von Kriegswaffen vom 
20. April 1961 (BGBl. I S. 444). 

Zu § 26 

Die Vorschrift gibt eine Handhabe, Geldbußen 
gegen juristische Personen und Handelsgesellschaf- 
ten festzusetzen. Sie ist insoweit § 41 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen nachgebildet. 

Zu § 27 

Den weitgehenden Auskunftsrechten entspricht eine 
strenge Verschwiegenheitspflicht. Die Vorschrift 
lehnt sich an die Formulierung in §§ 186 Abs. 1 und 
186 b des Entwurfs eines Strafgesetzbuches (Druck- 
sache IV 650) an. Sie stellt die unbefugte Offen- 
barung und Verwertung fremder Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnisse unter Strafe. 

§ 27 dient der Sicherung und Wahrung des persön- 
lichen Lebens- und Geheimnisbereichs. Hierzu ist 
vor allem die wirtschaftliche Betätigung einer Pri- 
vatperson zu rechnen. 

Absatz 2 enthält den für die dort umschriebenen 
Begehungsformen verschärften Strafrahmen. Die 
Regelung entspricht § 86 des Bundesleistungsge- 
setzes. 

Zu § 28 

§ 28 regelt die Zustäudigkeit der Verwaltungs- 
behörden im Sinne der §§ 73 und 76 Abs. 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. Die Vorschrift 
dient insbesondere der Zuständigkeitsabgrenzung 
z;wischen den Behörden des Bundes und der Länder. 


Zu § 29 

Die Vorschrift enthält die notwendige Ergänzung des 
Wirtschaftsstrafgesetzes. 

Zu § 30 

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird durch § 16 des 
Entwurfs eingeschränkt. § 30 trägt Artikel 19 Abs. 1 
Satz 2 des Grundgesetzes Rechnung. 

Zu § 31 

Die Verteidigungshoheit für Berlin liegt bei den 
Alliierten. Dementsprechend ist das Verordnungs- 
recht für Verteidigungszwecke nach § 1 des Entwurfs 
von der Geltung im Lande Berlin nach § 13 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes ausgenommen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Entschließung 

Der Bundesrat hält es für erforderlich, daß im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
die — besonders unter dem Gesichtspunkt dos 
Artikels 12 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes — 
tiefgreifenden Eingriffsmöglichkeiten soweit 
wie möglich eingeschränkt werden (vgl. auch 
§ 3 Abs. 2 Satz 2); z. B. könnte in § 1 Abs. 1 
Nr. 11 der vorübergehende Charakter dieser 
Maßnahmen ausdrücklich im Gesetzestext her- 
vorgehoben werden. 

2. Die Präambel ist wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates unter Einhaltung des Artikels 87 Abs. 3 
Satz 2 des Grundgesetzes das folgende Gesetz 
beschlossen:" 

Begründung 

Die in § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 aufgeführten Bun- 
desanstalten sowie die unter Nr. 5 genannte 
Bundesoberbehörde verfügen jeweils über 
Außenstellen. § 13 ist, soweit es um die Zwecke 
der Verteidigung geht, durch Artikel 87 b Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes gedeckt. Im übrigen 
handelt es sich bei § 13 um eine Organisations- 
regelung im Sinne von Artikel 87 Abs. 3 
Satz 2 GG. In die Eingangsworte ist deshalb 
der Hinweis auf diese Vorschrift des Grund- 
gesetzes aufzunehmen. 

3. Zu § 3 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Rechtsverordnungen nach §§ 1 und 2 
dürfen nur erlassen werden, um zur Behebung 
oder Verhinderung einer ernsthaften Gefähr- 
dung der Versorgung mit lebenswichtigen 
Gütern eine dringend notwendige Steigerung 
der Versorgungsleistungen zu erreichen, sofern 
dies durch marktgerechte Maßnahmen nicht 
oder nicht rechtzeitig möglich ist." 

Begründung 

Die Ermächtigung bedarf im Sinne des Ar- 
tikels 80 Abs. 1 Satz 2 GG einer präziseren Fas- 
sung. Die mit der Neufassung bezweckte Ein- 
engung der Ermächtigung dient der Angleichung 
an den in §§ 1 und 2 vorausgesetzten Gesetzes- 
zweck. 


4. Zu § 4 I 

In Nr. 1 sind am Ende die Worte „Kaffee, j 
Kaffeemitteln und Kaffee-Essenzen mit einem 
Gehalt an Kaffee oder Koffein" zu streichen. 


Begründung 

Kaffee ist nicht nur ein Genußmittel, sondern 
gewinnt insbesondere bei einer Bewirtschaftung 
den Charakter eines Nahrungsmittels. Kaffee 
sollte deshalb den Vorschriften des Ernährungs- 
sicherstellungsgesetzes unterworfen werden, da- 
mit die Versorgung mit Nahrungs- und Genuß- 
mitteln einheitlich und umfassend geregelt wer- 
den kann. Da Kaffee durchweg über den Lebens- 
mittelhandel an die Verbraucher gelangt, brau- 
chen diese Betriebe dann auch nur mit einer 
bewirtschaftenden Stelle und nicht mit mehreren 
zu verkehren. 


5. Zu § 6 

In Absatz 2 sind nach dem Wort „Erzeugerver- 
einigungen" die Worte „sowie sonstige Han- 
delsbetriebe, die der Versorgung der Land- und 
Forstwirtschaft mit diesen Betriebsmitteln 
dienen" anzufügen. 

Begründung 

Zur Sicherstellung der Versorgung mit säch- 
lichen Betriebsmitteln ist die Einschaltung des 
Agrarhandels und anderer Unternehmen ebenso 
notwendig wie die der Genossenschaften oder 
Zentralgenossenschaften. 

6. Zu § 7 

a) Entschließung 

Die Bundesregierung wird gebeten, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens zu prüfen, ob § 7 Abs. 2 Nr. 1 und 2 
bei Erlaß des Gesetzes zur Ergänzung des 
Grundgesetzes an die dort getroffene Rege- 
lung angepaßt werden muß. 

b) Absatz 2 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. die Bundesregierung fcstgestellt hat, 
daß der Erlaß der Rechtsverordnungen 
zur beschleunigten Herstellung der Ver- 
teidigungsbereitschaft der Bundesrepu- 
blik den Umständen nach dringend er- 
forderlich ist; die Bundesregierung hat 
die Feststellung aufzuheben, wenn die 
Voraussetzungen hierfür entfallen oder 
wenn der Bundestag oder der Bundes- 
rat dies verlangt." 

Be^gründung 

Anpassung an § 4 des Entwurfs eines Zivil- 
dienstgesetzes unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme des Bundesrates (vgl. BT- 
Drucksache lV/450, Anlage 2, Nr. 1 Buch- 
stabe b). 
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7. Zu § 9 

Absatz 4 ist wie folgt zu ergänzen: 

„(4) Rechtsverordnungen der Bundesregie- 
rung, des Bundesministors oder des Bundes- 
amtes für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten sind auch aufzuheben, wenn der Bundes- 
tag oder der Bundesrat dies verlangt; dies gilt 
nicht, wenn eine der Voraussetzungen des § 7 
Abs. 2 vorliegt." 

Begründung 

Das Aufhebungsrecht von Bundestag und Bun- 
desrat ist aus verfassungspolitischen Gründen 
geboten, um ein Äquivalent zu dem weitreichen- 
den Verordnungsrecht der Bundesstellen zu 
schaffen. 


8. Zu § 10 

a) ln Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 4 Satz 1 
sind die Worte „von den Ländern, Gemein- 
den und Gemeindeverbänden im Auftrag 
des Bundes" jeweils zu ersetzen durch die 
Worte „von den Ländern im Auftrag des 
Bundes, von den Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden im Auftrag des Landes." 

Begründung 

Das Grundgesetz eröffnet die Einrichtung j 
der Bundesauftragsverwaltung nur in bezug 
auf die Länder, nicht aber in bezug auf die 
Gemeinden und Gemeindeverbände. Diese 
werden nach der Verfassiingslage im Auf- 
trag des Landes tätig. 

Angleichung an die Fassung des § 2 Satz 2 
des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung. Vergleiche 
ferner die Stellungnahme des Bundesrates 
am 13. April 19(32 zu § 27 Satz 1 des Ent- 
wurfs eines Zivildienstgesetzes ■ — BT-Druck- 
sache IV '450, Anlage 2, Nr. 14 Buchstabe a. 

b) In Absatz 1 ist nach Satz 1 folgender Satz 
einzufügen: 

„Durch Landesrecht kann bestimmt werden, 
daß die nach diesem Gesetz oder auf Grund 
dieses Gesetzes kreisangehörigen Gemein- 
den zugewiesenen Aufgaben von kommu- 
nalen Zusammenschlüssen oder Gemeinde- 
verbänden wahrgenommen werden." 

Begründung 

Viele kleine Gemeinden können die ihnen 
zugewiesenen Aufgaben nicht wirksam er- 
füllen. 

c) Absatz 5 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift enthält einen unzulässigen 
Eingriff in das Kommunalverfassungsrecht ! 
der Länder (vgl. zuletzt Stellungnahme des | 


Bundesrates am 13. April 1962 zu § 27 Satz 2 
des Entwurfs eines Zivildienstgesetzes — 
BT-Drucksache IV/450, Anlage 2, Nr. 14 
Buchstabe b. 

d) Absatz 7 ist wie folgt zu fassen: 

„(7) Soweit nach Absatz 6 Rechtsverord- 
nungen von den Ländern als eigene Ange- 
legenheit ausgeführt werden, kann der Bun- 
dosminister mit Zustimmung des Bundes- 
rates allgemeine Verwaltungs Vorschriften 
erlassen." 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

e) Absatz 8 ist wie folgt zu fassen: 

„(8) In Rechtsverordnungen nach § 1 und 
in Rechts Verordnungen nach §§ 5 und 6 für 
Zwecke des § 1 kann die Zuständigkeit zur 
Ausführung dieser Verordnungen geregelt 
und dabei bestimmt werden, daß für die Auf- 
gaben zur Ausführung dieser Verordnungen 
besondere Stellen einzurichten sind. In 
Rechtsverordnungen nach § 2 und Rechtsver- 
ordnungen nach §§ 5 und 6 für Zwecke des 
§ 2 kann die Zuständigkeit zur Ausführung 
dieser Verordnungen geregelt werden." 

Begründung 

Die Fassung der Regierungsvorlage läßt die 
Möglichkeit offen, daß mit der Bestimmung 
von „Behörden" in das Kommunal verfas- 
sungsrecht der Länder eingegriffen werden 
könnte. Dies soll durch die vorgeschlagene 
Neufassung ausgeschlossen werden. Die Ein- 
richtung besonderer Stellen erscheint nur 
für Aufgaben zur Ausführung der Verord- 
nungen nach § 1 und nach §§ 5 und 6 ge- 
rechtfertigt. Für die Fälle einer nach aller 
Wahrscheinlichkeit nur kurzfristigen Ver- 
sorgungskrise nach § 2 ist eine solche Son- 
derregelung nicht geboten. Es kommt hinzu, 
daß es sich in den Fällen des § 2 um Aus- 
führung der Rechtsverordnungen als eigene 
Angelegenheit der Länder handelt, so daß 
hier eine weitgehende Zurückhaltung bei 
bundesrechtlichen Organisationsregelungen 
geboten ist. 

9. Zu § 11 

a) Absatz 1 ist mit dem Wort „Die" zu begin- 
nen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß 
Absatz 1 keine selbständige Ermächtigung 
zum Erlaß von Rcchtsverordnungen enthält. 
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b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Bundesregierung kann zur Aus- 
führung von Rechtsverordnungen nach § 2 
in besonderen Fällen Einzelweisungcn ertei- 
len, wenn und soweit dies zum einheitlichen 
und planmäßigen Vollzug der Rechtsverord- 
nungen geboten ist.“ 

Begründung 
Notwendige Konkretisierung. 


10. Zu § 12 

In Absatz 2 Nr. v3 ist jeweils vor das Wort 
„Feststellung" das Wort „zentrale" zu setzen. 

Begründung 

Die Tätigkeit des Bundesamtes ist aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen auf zentrale Feststel- 
lungsmaßnahmen zu beschränken. 


11. Zu § 14 

a) Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die zuständige Behörde kann sich bei der 
Durchführung von einzelnen Aufgaben, die 
sie für Zwecke des § 1 auf Grund dieses 
Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes 
erlassener Rechtsverordnungen zu erfüllen 
hat, der Verbände, Zusammenschlüsse sowie 
Anstalten und Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts, die Aufgaben der Ernährung, 
Landwirtschaft oder der Forst- und Holzwirt- 
schaft wahrnehmen, mit deren Zustimmung 
bedienen." 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß es 
sich bei der Mitwirkung von Vereinigungen 
und Organisationen nach § 14 Abs. 1 Satz 1 
nicht um eine Delegation von Verwaltungs- 
aufgaben handelt. 

b) Entschließung 

Der Bundesrat geht davon aus, daß die 
Regelung in § 14 Abs. 1 Satz 2 nicht dazu 
führen darf, daß Körperschaften und An- 
stalten des öffentlichen Rechts auf Landes- 
ebene der Aufsicht von Bundesbehörden 
unterstellt werden. Eine solche Unterstellung 
wäre schon unter dem Gesichtspunkt der 
Mischverwaltung verfassungsrechtlich unzu- 
lässig. Dies sollte im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens durch eine entspre- 
chende Fassung des § 14 Abs. 1 Satz 2 klar- 
gestellt werden. Hierbei wäre zugleich für 
eine Anpassung des Wortlauts an die oben 
vorgeschlagene Neufassung des Absatzes 1 
Satz 1 Sorge zu tragen. 


12. Zu § 16 

Absatz 3 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„(1) Die von den zuständigen Behörden mit 
der Einholung von Auskünften beauftragten 
Personen sind im Rahmen des Absatzes 1 be- 
fugt, . . 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß die 
in Absatz 3 bezeichneten Befugnisse, insbeson- 
dere das Recht zur Einsicht in die geschäftlichen 
und technischen Unterlagen, nur zur Erlangung 
der in Absatz 1 vorgesehenen Auskünfte aus- 
geübt werden dürfen. 


13. Zu § 21 

a) Absatz 1 Satz 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Regierungsvorlage schließt die Kosten 
einer Enteignung zugunsten eines Landes, 
einer Gemeinde oder eines Gemeindever- 
bandes von der Erstattung aus. Ein solcher 
Ausschluß ist nicht gerechtfertigt. Abgesehen 
davon, daß sich praktisch kaum feststellen 
lassen wird, zu wessen Gunsten Enteig- 
nungen auf Grund dieses Gesetzes durch- 
geführt werden, geschieht jede Enteignung 
auf Grund dieses Gesetzes in Erfüllung der 
mit diesem Gesetz zu bewältigenden Auf- 
gaben. 

b) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift erschwert die Durchführung 
der Haushaltsvorschriften der Länder. Auch- 
bei Anwendung des Haushaltsrechts der Län- 
der würde ein Prüfungsrecht des Bundes- 
rechnungshofes nicht ausgeschlossen sein. 


14. Zu § 28 

Absatz 1 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. bei Zuwiderhandlungen gegen eine nach 
§§ 1, 2, 5 oder 6 erlassene Rechtsverord- 
nung oder gegen eine auf Grund einer sol- 
chen Rechtsverordnung ergangene Verfü- 
gung, 

a) soweit Bundesbehörden zur Durchfüh- 
rung zuständig sind, der Bundesminister 
oder die in der Rechtsverordnung be- 
stimmte Behörde, 

b) soweit Landesbehörden zur Durchfüh- 
rung zuständig sind, die zuständige 
oberste Landesbehörde oder die von 
der Landesregierung bestimmte Be- 
hörde." 
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Begründung 

Eine Bundesbehörde sollte im Bereich der 
Landesvorwaltung nicht Verwaltungsbehör- 
de im Sinne des § 73 OWiG sein. 


15. Zu § 30 

Die Worte „und der auf ihm beruhenden Rcchts- 
verordnungen" sind zu streichen. 

Begründung 

Anpassung an § 25 des Entwurfs eines Wirt- 
schaftssicherstellungsgesetzes. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregi(u*ung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

1. Zur Entschließung 

Die Prüfung wird zugesagt. 

2. Zur Präambel 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimrnt. 

Die Frage, ob es sich bei der Bestimmung des 
§ 13 um eine Organisationsregelung im Sinne 
des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 des Grundgeset- 
zes handelt, mag zweifelhaft sein. Für die Fas- 
sung der Einleitungsformel kommt es jedoch 
hierauf nicht an. Die Bundesregierung hält es 
nicht für erforderlich, daß die Eingangsworte 
von Gesetzen, auf die Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 
GG anzuwenclen ist, auf die Einhaltung dieser 
Vorschrift hinweisen. Die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Fassung der Eingangsworte ist da- 
her auch in § 28 Abs. 2 des Besonderen Teils 
der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bun- 
desministerien nicht vorgesehen. 

3. Zu § 3 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

§ 3 Abs. 1 des Entwurfs trägt nach Auffassung 
der Bundesregierung dem Konkretisierungs- 
gebot des Artikels 80 GG ausreichend Rech- 
nung. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung 
engt die Ermächtigungen des Entwurfs dagegen 
in sachlich nicht vertretbarer Weise ein. Rechts- 
verordnungen nach §§ 1 und 2 müssen auch er- 
lassen werden können, um eine Gefährdung 
der Versorgung zu beheben oder zu verhin- 
dern, wenn eine Steigerung der Versorgungs- 
leistungen nicht in Betracht kommt. Schließlich 
muß von den Ermächtigungen des Entwurfs — 
aus den gleichen Gründen, die für die Auf- 
nahme der entsprechenden Vorschrift des Bun- 
desleistungsgesetzes maßgebend waren (siehe 
dort § 3 Abs. 1 Satz 1) — ■ auch dann Gebrauch 
gemacht werden können, wenn eine Gefährdung 
der Versorgung zwar durch marktgerechte Maß- 
nahmen, aber nur unter Einsatz unverhältnis- 
mäßiger Mittel behoben oder verhindert werden 
kann. 

4. Zu § 4 Abs. 1 Nr. 1 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Herausnahme von Kaffee, Kaffeemitteln 
und Kaffee-Essenzen mit einem Gehalt an Kaf- 


fee oder Koffein aus dem Kreis der nach dem 
Entwurf zu regelnden Erzeugnisse entspricht 
der gellenden Zuständigkeitsabgrenzung zwi- 
schen dem Bundesminister für Wirtschaft und 
dem Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

5. Zu § 6 

Dem Vorschlag wird in der Sache zugestimmt. 

Es wird jedoch empfohlen, „sonstige Handels- 
betriebe" nur insoweit in die Ermächtigung 
nach § 6 Abs. 2 einzubeziehen, als es sich um 
die Lagerung und Vorratshaltung solcher Be- 
betriebsmittel handelt, die ausschließlich für die 
land- und forstwirt schattliche Erzeugung ver- 
wendet werden und daher nicht Gegenstand 
einer allgemeinen Bevorratung auf Grund des 
Entwurfs e i n r ' s W i r t s c :h a f t s s i ch e r s 1 1 d 1 u n g s f ; e s cd - 
zes sein werden. Hierdurch wird eine Doppel- 
ermächtigung vermieden. Um diesen Bedenken 
Rechnung zu tragen, erscheint es weiter folge- 
richtig, die Ermächtigung zum Ei laß von Vor- 
schriften über die Lagerung und Vorratshal- 
tung von sächlichen Betriebsmitteln durch Ver- 
einigungen von Erzeugerbetrieben ebenfalls 
auf solche Betriebsmittel zu beschränken, die 
ausschließlich für die land- und forstwürtschaft- 
liche Erzeugung verwendet v/erden. Dafür 
spricht auch die Überlegung, landwirtschaftliche 
Genossenschaften und sonstige Handelsbetrie- 
be, die der Versorgung der Land- und Forst- 
wirtschaft mit diesen Betriebsmitteln dienen, 
gleich zu behandeln. 

Es wird daher vorgeschlagen, in Absatz 2 die 
Worte „Vereinigungen von Erzeugerbetrieben 
und Vereinigungen von Erzeugervereinigungen" 
zu streichen und im Anschluß an Absatz 2 fol- 
genden Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Absatz 1 gilt entsprechend für die La- 
gerung und Vorratshaltung von sächlichen Be- 
triebsmitteln, die ausschließlich für die land- 
und forstwirtschaftliche Erzeugung verwendet 
werden, durch Vereinigungen von Erzeugerbe- 
trieben und Vereinigungen von Erzeugerver- 
einigungen sowie sonstige Handelsbetriebe, die 
der Versorgung der Land- und Forstwirtschaft 
mit diesen Betriebsmitteln dienen." 

6 . Zu § 7 

a) Zur Entschließung 

Die Prüfung wird zugesagt. 

b) Erster Halbsatz 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
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Die Fassung der Regierungsvorlage ent- | 
spricht § 1 Abs. 2 des Bundesleistungsgeset- ' 
zes, dem der Bundesrat zugestimmt hat. Im , 
Interesse einer einheitlichen Gestaltung der 
Notstandsgesetze sollten unterschiedliche 
Formulierungen vermieden worden 

c) Zweiter Halbsatz 

Die Bundesregierung ist damit einverstan- 
den, daß eine dem § 1 Abs. 2 Satz 2 des Bun- 
dosleistungsgesetzes entsprechende Bestim- 
mung über die Aufhebung der Feststellung 
in § 7 Abs. 2 Nr. 3 aufgenommen wird. Ge- 
gen den Vorschlag des Bundesratos, sowohl 
dem Bundestag als auch dem Bundesrat un- 
abhängig voneinander das Recht auf Auf- 
hebung der Feststellung der Bundesregierung 
zuzubilligen, bestehen erhebliche verfas- 
sungspolitische Bedenken. Wenn dem Bun- 
destag und Bundesrat eine besondere Ini- 
tiative gegenüber einer Regierungsmaßnah- 
me eingeräumt wird, dann sollte dies in 
Anlehnung an die Fassung geschehen, die 
auf Grund eines Vorschlages des Vermitt- 
lungsausschusses in § 1 Abs. 2 Satz 2 des 
Bundesleistungsgcsetzes Gesetzeskraft erhal- 
ten und die auch in § 4 des Entwurfs eines 
Zivildienstgesetzes — BT-Drucksache lV/450 
— Eingang gefunden hat. Dementsprechend 
sollte die Aufhebung der Feststellung nur 
von Bundestag und Bundesrat gemeinsam | 
verlangt werden können. Diese Ausgestal- ; 
tung des Aufhebungsverlangens berücksich- ! 
tigt besser die Stellung des Bundesrates im | 
Verfassungsgefüge und vermeidet vor allem I 
widersprechende Entscheidungen beider ^ 
Bundesorgane. 

7. Zu § 9 

Die Bundesregierung ist damit einverstanden, 
daß dem Bundestag und Bundesrat das Recht 
zustehen soll, die Aufhebung von Rechtsver- 
ordnungen zu verlangen, sofern nicht eine der 
Voraussetzungen des § 7 Abs. 2 vorliegt. Dieses 
Recht sollte jedoch nur von beiden Bundesorga- 
nen auf Grund übereinstimmenden Beschlusses 
ausgeübt werden können — vgl. die Stellung- 
nahme zu 6. c). 

8. Zu § 10 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Fassung der Regierungsvorlage stellt 
klar, daß das Auftragsverhältnis im Rahmen 
der Bundesauftragsverwaltung sich auf alle 
mit der Ausführung des Gesetzes befaßten 
Behörden der Länder einschließlich der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände erstreckt. 
Dies wird durch den Vorschlag des Bundes- 
rates nicht eindeutig zum Ausdruck gebracht. 

b) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Die Bundesregierung schlägt jedoch vor, die 
Vorschrift als neuen Absatz in § 10 ein- 
zufügen. 


c) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschrift stützt sich auf Artikel 85 
Abs. 1 GG. Die zur Zeit bestehenden landes- 
rechtlichen Regelungen sind nicht ausrei- 
chend. 

d) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

e) Dem Vorschlag wird zugestimmt, ohne daß 
sich die Bundesregierung die der Begrün- 
dung zugrunde liegende Rechtsauffassung 
des Bundesrates zu eigen macht. 

9. Zu § 11 

a) und b) Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

10. Zu § 12 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

11. Zu § 14 

a) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

b) Die Prüfung wird zugesagt. 

12. Zu § 16 

Dem Vorschlag wird nicht ziigestimmt, da die 
Ergänzung rechtlich nicht erforderlich ist. Die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung könnte 
überdies dahin ausgelegt werden, daß den mit 
der Einholung von Auskünften zur Vorberei- 
tung einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 be- 
auftragten Personen die Rechte des Absatzes 3 
nicht zustehen sollen. 

13. Zu § 21 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Ausschluß der Kosten einer Enteignung 
zugunsten eines Landes, einer Gemeinde 
oder eines Gemeindeverbandes von der Er- 
stattung durch den Bund entspricht dem in 
§ 17 Abs. 2 niedergelegten Grundsatz, daß 
der Begünstigte zur Leistung der Enteig- 
nungsentschädigung verpflichtet ist. Eine 
Ausnahme von diesem Grundsatz zugun- 
sten der Länder, Gemeinden und Gemeinde- 
verbände ist nicht gerechtfertigt. Zweifel 
darüber, wann die Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände als Begünstigte die 
Kosten zu tragen haben, dürfen im Hinblick 
auf die Vorschrift des § 17 Abs. 2 Satz 1 
nicht auftreten. 

b) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Wenn der Bund die Mittel zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes zur Verfügung stellt, muß 
er auch das Recht haben, auf die Gestaltung 
der für die Verwendung der Mittel maß- 
geblichen Haushaltsvorschriften einen be- 
stimmenden Einfluß zu nehmen. Da eine 
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solche Einflußmaßnahme auf die haushalts- j 
rechtlichen Vorschriften der Länder nicht j 
möglich ist, muß die Anwendung des Haus- 
haltsrechts des Bundes vorgeschrieben wer- 
den. Die Vorschrift entspricht der Regelung, 
die für alle Fälle gilt, in denen die Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände Aus- 
gaben für Rechnung des Bundes leisten (vgl. 
z. B. § 32 Abs. 3 des Ersten Gesetzes über 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevöl- 
kerung und § 4 Abs. 2 Nr. 1 des Ersten 
Uberleitungsgesetzes i. d. F. vom 28. April 
1955). 


14. 


15. 


Zu § 28 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß in Nr. 2 Buchstabe b die Worte 
„die von der Landesregierung bestimmte Behör- 
de" durch die Worte „die in der Rechtsverord- 
nung bestimmte Behörde" ersetzt werden. Diese 
Regelung ermöglicht es, die Verordnungen auch 
hinsichtlich der Bußgeldvorschriften für alle mit 
der Durchführung der Rechtsverordnungen be- 
faßten Behörden sofort anwendbar zu machen. 

Zu § 30 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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